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Peter Glotz/Wolfgang R. Langenbucher

Manipulation - Kommunikation — Demokratie
Prolegomena zu einer Analyse von „Kapitalismus und Kommunikation'

Der Manipulationsbegriff

Die Fotos von der Jugendrevolte werden 
immer schöner; sie erscheinen im Kupfer-
tiefdruck in den Illustrierten. Flatternde rote 
Fahnen über verzerrten jugendlichen Gesich-
tern, der Strahl des Wasserwerfers gegen die 
Abendsonne — die Revolution als Kunstge-
werbe, vereinnahmt und verkauft, das Bild 
endet über einem Jungmädchenbett und die 
Revolte endet im Feuilleton. Anders ausge-
drückt: „Totalitär ist nicht nur eine terroristi-
sche politische Gleichschaltung der Gesell-
schaft, sondern auch eine nichtterroristische 
ökonomisch-technische Gleichschaltung, die 
sich in der Manipu

1

lation von Bedürfnissen 
durch althergebrachte Interessen geltend 
macht." ) Soweit Herbert Marcuse.

Der Manipulationsbegriff beherrscht die Szene, 
teils in sehr allgemeiner Bedeutung — bezogen 
auf alle möglichen „manipulativen" Mechanis-
men der entwickelten Industriegesellschaft —, 
teils expressis verbis gezielt auf Massenkom-
munikation. Er wird zum wichtigsten Instru-
ment der Demokratiekritik: er erklärt die 
sonst unerklärliche Zustimmung einer Mehr-
heit von Menschen in den westlichen Reprä-
sentativdemokratien zu Herrschaftsverhältnis-
sen, die eine Minderheit nicht ohne Berechti-
gung für ungerecht hält. Mit seiner Hilfe wer-
den Wahlmechanismen, öffentliche Meinungs-
freiheit und Pressefreiheit als formale Frei-
heiten charakterisiert; mit seiner Hilfe erwei-
sen sich parlamentarisch-demokratische Ver-
fassungsgarantien als Paravents vor der Wirk-

1) Herbert Marcuse, Der eindimensionale Mensch, 
Neuwied und Berlin 1967, S. 23. Nirgends schließt 
sich die studentische Linke heute Marcuse enger 
an, als in diesem Bestandteil seiner Theorie. Vgl. 
dazu Erwin K. Scheuch in dem von ihm heraus-
gegebenen Band „Die Wiedertäufer der Wohl-
standsgesellschaft", Köln 1968, S. 120: „Die Kon-
zeption der .totalen Manipulation' ist das wirkliche 
Kernstück der Lehre der .Neuen Linken'." Die 
Anti-Springer-Demonstrationen Ostern 1968 liefer-
ten zur Theorie die Praxis; so hat auch Dutschke 
diese Ereignisse nachträglich gerechtfertigt (vgl. 
das Vorwort zu „Briefe an Rudi Dutschke", Frank-
furt/M 1968).

lichkeit autoritär-kapitalistischer Herrschaft. 
Diese, auf dem Manipulationsbegriff aufbau-
ende .kritische Theorie' ist heute keineswegs 
mehr eine gleichgültige, gesellschaftlich nicht 
relevante Marotte esoterischer Zirkel; sie be-
stimmt in der Bundesrepublik vielmehr — 
wenn auch nicht in Gestalt einer konsequent 
durchkonzipierten Theorie, wenn auch nicht 
erkenntnistheoretisch reflektiert — den intel-

lektuellen Habitus einer wichtigen Gruppe. 
Man könnte diese Gruppe — dabei etwas 
generalisierend — mit Theodor Geiger die 
der „kulturvermittelnden Intelligenz" nennen: 
Journalisten, Buchhändler, Lehrer, Schauspie-
ler. . . . Ihnen allen ist in Deutschland — oder 
sagen wir: vielen von ihnen — eines gemein-
sam: sie schauen auf das Publikum, die Menge, 
den großen Haufen ein wenig herab. Die 
,Masse', so scheint ihnen, ist .manipuliert' — 
wobei das Wort in diesem Zusammenhang neu 
ist, die Theorie aber schon ziemlich alt.

Die Manipulationstheorie, heruntergekommen 
auf den bildungsbürgerlichen Hochmut, trivia-
lisiert zur schnellfertigen Anklage gegen die 
Massenpresse — aber es ist unverkennbar die 
Manipulationstheorie: der Glaube an die All-
macht der Massenmedien, die fortschreitende 
Verblödung breiter Schichten und der Glaube 
an die kleine Elite, die sich der Manipulation 
entzieht — und zu der man selbst gehört.

Als Beispiel ein Journalist. Eines Morgens 
erscheint in der Redaktion der vom Verlag 
für teures Geld angeheuerte ,Mediaspezialist‘ 
und berichtet über den von ihm durchgeführten 



,Copytest‘: Er hat durch Befragungen festge-
stellt, welche Beiträge einer bestimmten Aus-
gabe von wieviel Lesern gelesen worden sind. 
Und er stellt fest — was Mediaspezialisten oft 
feststellen —, daß der lange Riemen Theater-
kritik auf der Feuilletonseite von gar nieman-
dem oder fast niemandem gelesen worden ist. 
Wie wird der zuständige Redakteur reagieren? 
Wie soll er reagieren?

Lassen wir alle Selbstverständlichkeiten bei-
seite, daß es in Zeitungen Teile, Bereiche, Res-
sorts gibt, die nur für Minderheiten gemacht 
werden, daß man für kulturelle Berichterstat-
tung nicht die Leserquoten des Sportteils er-
reichen kann usw. Von all dem abgesehen, 
gibt es in der beschriebenen Entscheidungs-
situation zwei grundsätzlich verschiedene Hal-
tungen; nennen wir sie der Einfachheit halber 
die .publizistische' und die Journalistische2 2). 
Der Redakteur kann nämlich sagen: Typisch, 
dieses manipulierte, vermasste, verpöbelte 
Publikum; jeden Artikel über Jacqueline 
Onassis fressen sie, aber die heilige Johanna 
der Schlachthöfe ist ihnen gleichgültig. Er 
kann auch sagen: Hier haben wir Fehler ge-
macht, eine Plankorrektur ist fällig. Offensicht-
lich reden wir mit unseren Themen und unse-
rer Aufmachung an den Lesern vorbei — wir 
müssen die Leserbedürfnisse genauer erfor-
schen und unser Feuilleton umstellen. Welches 
ist die „richtige" Haltung?

Hier — beim Problem der .Bedürfnisse', der 
empirisch feststellbaren Kommunikationsbe-
dürfnisse nämlich — ist der entscheidende 
Punkt. Eine Kritik der Massenmedien in der 
Bundesrepublik Deutschland könnte an der 
gegebenen Verfassung — also vor allem dem 
Artikel 5 des Grundgesetzes — anknüpfen 
und die , Auf gaben' des Journalisten aus die-
sen Verfassungsgrundlagen ableiten. Die herr-
schenden Instanzen der Demokratie sind idea-
liter an den Willen der Mitglieder ihrer Ge-
sellschaft gebunden; die empirischen Bedürf-
nisse und Interessen dieser Bürger, offenbart 
in Kauf- und Wahlakten, wären also die letz-
ten sakrosankten Instanzen für die Rechtferti-
gung der so konstruierten sozialen Ordnung. 
Hier setzt aber der Zweifel ein — und die 
Kritik, unter anderem auch die Kritik mit Hilfe 
des Manipulationsbegriffes. Die Frage kommt

2) Der „Publizist" wäre in dieser, auf Wilhelm 
Spael zurückgehenden Definition mehr an der 
eigenen „Aussage", der Journalist mehr am Zu-
standekommen eines kommunikativen Kontakts, 
eines „Gesprächs", interessiert. Publizist und Jour-
nalist sind Rollen, die der Pressepraktiker wechsel-
weise einnimmt.

unausweichlich: War das Deutschland der Kon-
zentrationslager und der unbegrenzten Ag-
gression, das Deutschland von 1937/38 nicht 
im Einklang mit jenen Bedürfnissen und Inter-
essen einer überwältigenden Mehrheit? Wofür 
können diese Bedürfnisse’ Richtschnur sein? 
Anders gefragt: Sind die ,Kommunikations-
bedürfnisse' der Deutschen von 1969 nicht nur 
das Produkt ihrer Umwelt, das Ergebnis jahr-
hundertealter Herrschaft, jahrzehntealter Ma-
nipulation durch den Herrschaftsapparat der 
Massenkommunikationsmittel? Was ist also 
der Publizist, der sich weigert, jene Bedürf-
nisse zu befriedigen — arroganter Verächter 
der Gesellschaft oder nicht doch der einsame 
Partisan der Menschlichkeit, der sich den in-
humanen, gezüchteten Bedürfnissen einer 
Mehrheit versagt: die große Weigerung?

Eins ist klar: Der „Abbruch des Rechtferti-
gungsregresses" 3) bei den empirischen Be-
dürfnissen ist ebenso irrational wie die Be-
rufung auf die gottgewollte Ordnung oder das 
Gesetz der Geschichte. Die Berufung auf die 
Bedürfnisse bedarf der rationalen Erörterung 
— hier muß die Analyse einsetzen.

Ein Teil dieser Erörterung wird mit den 
Mitteln der empirischen Wissenschaft 4) erfol-
gen können. Eine Kritik des Manipulations-
begriffes 

5

verlangt die Erkenntnisse der Kom-
munikationsforschung — der „sogenannten 
Kommunikationsforschung" ), wie Theodor 
Adorno, offenbar im Anklang an die Rede von 
der „sogenannten DDR", formuliert. Sogenannt 
oder nicht, wer sich ernsthaft mit dem Pro-
blem auseinandersetzen will, wird nun einmal 
mehr zur Kenntnis nehmen müssen als nur die 
Bücher des amerikanischen Kulturkritikers 
Vance Packard6),  die Herbert Marcuse in 
seinem

7
 Buch vom „eindimensionalen Men-

schen" ) allein als Belege für die Manipula-
tionshypothese zitiert, obwohl diese Hypo-
these für seine ganze Argumentation doch 
konstitutiv ist. Und er wird auch daran zwei-
feln, ob die folgende Maxime — auch von

3) Hans Albert, Traktat über kritische Vernunft, 
Tübingen 1968, S. 170.
4) Aber selbstverständlich nur ein Teil. Die Tat-
sache, daß Denker wie Marcuse sich in der Lage 
glauben, „wahre" von „falschen" Bedürfnissen zu 
unterscheiden, läßt sich nicht mit „empirischen" Be-
legen „widerlegen".
5) Theodor W. Adorno, Kann das Publikum wol-
len?, in: Anne Rose Katz (Hg.), Vierzehn Mutma-
ßungen über das Fernsehen, München 1963, S. 55.
6) Vance Packard, Die geheimen Verführer, Düs-
seldorf 1958; Die Pyramidenkletterer, Düsseldorf 
1963; Die große Verschwendung, Düsseldorf 1961.
7) Vgl. a. a. O., S. 19.



Marcuse — vernünftig ist. Nach dem Hinweis 
auf die „hohe Bedeutung" der Packardschen 
Bücher sagt er nämlich: „Vielleicht verschafft 
man sich das durchschlagendste Beweismate-
rial dadurch, daß man einfach ein paar Tage 
lang jeweils eine Stunde das Fernsehpro-
gramm verfolgt oder sich das Programm von 
AM-Radio anhört, dabei die Reklamesendun

8

-
gen nicht abstellt und hin und wieder den 
Sender wechselt." )

Das klingt so gelassen, hat so gar nichts vom 
fremdworthaltigen Übereifer der „Fliegenbein-
chen-Zähler" (also der Empiriker). Es klingt 
besonnen, ruhig, sympathisch. Leider ist es 
aber trotzdem eher eine Aufforderung zur Re-
produktion der jeweiligen Vorurteile als eine 
Anweisung, wie man am sinnvollsten Erkennt-
nisse über Massenkommunikation sammeln 
kann. Es erinnert ein wenig an die netten, 
älteren Herren, die man auch heute noch 
manchmal trifft und die einem mit einer ge-
wissen Emphase versichern, daß sie sich nie 
einen Fernsehapparat anschaffen würden — 
das störe ihr Privatleben und verwirre den 
Kanarienvogel. Nichts gegen diese älteren 
Herren; auch sei sofort konzediert, daß man 
die Argumente von Männern vom Range Ador-
nos oder Marcuses nicht mit kleinen methodi-
schen Bosheiten vom Tisch räumen kann. Aber 
eines ist doch festzuhalten: Wer Manipula-
tion' am Werke sieht, muß diese mit anderen 
Mitteln nachweisen; „ein paar Tage lang je-
weils eine Stunde das Fernsehprogramm" zu 
verfolgen, wird dazu nicht ausreichen.

Natürlich: Die Kommunikationsforschung al-
lein kann das zentrale Problem von Manipu-
lation' und Kommunikationsbedürfnissen, jene 
Grundfrage für jede journalistische Ehtik, 
nicht lösen. Was sie vermag: zu zeigen, wo 
der Begriff zur Rechtfertigungsideologie einer 
in sich selbst verliebten Publizistik wird; wo 
die Rede von der Manipulation' die Erkennt-
nis des Ablaufs von Informations- und Mei-
nungsbildungsprozessen mehr verhüllt als för-
dert. Sie kann das pseudosoziologische Ge-
schwätz (das zuweilen auch Soziologen produ-
zieren) wegräumen — mehr nicht. Der eigentli-
che, keineswegs entschiedene Konflikt — der 
Konflikt zwischen dem Konzept der erzieheri-
schen Diktatur und dem der offenen, experi-
mentellen Politik — ist „empirisch", das heißt, 
mit dem Wissen, das uns heute zur Verfügung

8) Ebenda, S. 20. 

steht, nicht aus der Welt zu schaffen. Aber 
man kann ihn sichtbar machen; heute wird er 
— z. B. wenn es um die Presse geht — noch 
allzuoft verdeckt von dem vordergründigen 
Streit zwischen smarten Verbandsjuristen und 
allzu schlampig denkenden Hegelianern.

Vor der kritischen Analyse ist eine Bemerkung 
zum unproblematischen Gebrauch des Wortes 
Manipulation' notwendig. Manipulieren' 
heißt — wörtlich übersetzt — .handhaben', .et-
was bearbeiten'. In diesem Sinne läßt sich von 
.Nachrichtenmanipulation' sprechen. Sie findet 
täglich in allen Redaktionen statt, um aus der 

Fülle der angebotenen Informationen les- oder 
hörbare Nachrichten zu machen. Dabei hat das 
Wort zunächst keinen negativen Akzent. Er 
kommt erst hinzu, wenn aus der Redaktion der 
Nachrichten ihre Verfälschung wird, wenn 
Nachrichten verzerrt und unterdrückt werden, 
wenn statt Information bewußt systematische 
Verschleierung getrieben wird, wenn wissent-
lich und vorsätzlich falsch ausgewählt und un-
zulässig vereinfacht wird. Eine Intensivierung 
solcher Nachrichtenmanipulation liegt häufig 
in wohlgeplanten Kampagnen vor, wenn ein 
Minister auf- oder abgebaut' werden soll, 
wenn für irgendeine Person oder Sache Stim-
mung gemacht wird. Wer unsere Presse eini-
germaßen kritisch liest, wer politische Fern-
sehsendungen aufmerksam verfolgt, der könnte 
eine Dokumentation von beträchtlichem Um-
fang vorlegen, Beispiele solcher — bewußt und 
unbewußt — vollzogener Manipulationen. Für 
die Blätter des Springer-Verlages hat Hans 
Dieter Müller reiches Anschauungsmaterial in 
seiner kritischen Studie über diesen Konzern 
zusammengetragen und nachgewiesen, wie et-
wa aus der „Bild-Zeitung" in vielen Fällen 
eine „Spielart massiver Massenpropaganda" 
gemacht wurde. Aber derartige Studien, syste-
matisch betrieben mit den wissenschaftlichen 
Methoden der Inhaltsanalyse, könnten kaum 
den totalen Manipulationensverdacht stützen; 
sie müßten modifizieren und differenzieren, 
müßten Pauschalurteile zerstören, müßten 
nicht selten auch Links wohl angesehene 
Blätter und Sendungen auf die Anklagebank 
setzen.

Rational und kritisch auf die Wirklichkeit an-
gewandt, könnte so allerdings der Begriff Ma-
nipulation' erhellend sein. Aber derartiges lei-
stet die gängige Kritik gerade nicht. Indem sie 
.grundsätzlicher' ist, verstellt sie mehr als 
klärt.



Thesen der Manipulationstheoretiker

Innerhalb der Manipulationstheorie lassen sich 
drei Hypothesen voneinander unterscheiden, 
die empirisch überprüfbar sind. Für jede die-
ser Thesen wäre eine Flut von Belegen zu zi-
tieren: ,Manipulation' ist zur Zeit ja so modern 
wie Maxi-Look, soul und underground-cinema. 
Wir beschränken uns auf wenige typische Zi-
tate von prominenten Kritikern der Sozialord-
nung in der Bundesrepublik.
Erste These: Die kapitalistische Struktur unse-
ser Presse macht die Nachrichten zur „Ware" 
und demoliert sie so; das Modell „wirtschaftli-
cher Wettbewerb" ist a priori nicht in der 
Lage, die „geforderten Leistungen" 9) zu er-
bringen. Die Massenkommunikationsmittel 
präformieren das Bewußtsein ihrer Rezipien-
ten und schaffen eine geistige Vereinheitli-
chung im Sinne der Herrschenden, sie ver-
nebeln das Denken. Vor allem durch die Wer-
bung schaffen die Medien Bedürfnisse, die 
den Menschen wiederum in Abhängigkeit zum 
kapitalitischen System bringen.

So Werner Hofmann:

„Der gesellschaftliche Sinn der Presse, die 
Vermittlung von Material der Meinungsbil-
dung, ist eingeordnet einem der Sache ganz 
fremden, ja der Sache widersprechenden pri-
vatwirtschaftlichen Zweck: der Erwirtschaftung 
von Gewinn. Die Verbreitbarkeit der Ware 
bestimmt daher Auswahl, Inhalt und Darstel-
lungsform d

10

es Angebots. Und das Angebot 
selbst schafft sich seine Nachfrage: Das Gesetz 
der Massenproduktion wird zum Gesetz des 
Massengeschmacks; und in der Erniedrigung 
des Lesers kehrt das Bedürfnis der Produktion 
als ein Bedürfnis der Nachfrage selbst wieder, 
das nach Befriedigung schreit." )

Oder Herbert Marcuse:

„Geistige Freiheit (würde) die Wiederherstel-
lung des individuellen Denkens bedeuten, das 
jetzt durch Massenkommunikation und -Schu-
lung aufgesogen wird, die Abs

11

chaffung der 
.öffentlichen Meinung' mitsamt ihren Darstel-
lern." )

9) So Herbert Krüger, über die Eignung des Mo-
dells „Wettbewerb" zur Sicherung des gebotenen 
Leistungsstands der Massenkommunikationsmittel, 
in: Archiv für Urheber, Film-Funk und Theater-
recht, Bd. 38/1962/III, S. 129 ff., aber ebenso Werner 
Hofmann (vgl. Anm. 10).
10) Werner Hofmann, Springer als Symptom, in: 
Jansen/Klönne (Hg.), Imperium Springer, Köln 1968. 
11) Marcuse, a. a. O., S. 24.

Zweite These: Das System der Massenkultur 
im Kapitalismus bewirkt eine „Regression" 
des Bewußtseins: die Menschen denken, über-
legen, reflektieren immer weniger. Sie lesen 
weniger (und starren nur noch ins Fernsehge-
rät), sie lesen immer Schlechteres (verführt 
durch den „Massengeschmack", die Buchge-
meinschaften, Heftchenreihen usw.), sie wer-
den geistig uniformiert.

So wieder Werner Hofmann:

„Die Presse erzeugt die fortgesezte Verpöbe-
lung des Geschmacks, des Intellekts, des Ur-
teils . .. Mit der geistigen Verarmung und 
moralischen Verrohung ihres Publikums aller-
dings gefährdet die Presse eben jene Grund-
lage, auf der sie im ganzen ruht

12

. Ein geistig 
verkümmertes Publikum bringt schließlich 
auch die relativ .intellektuelle' Leistung des 
Lesens nicht mehr auf. Es wendet sich Medien 
der Meinungsindustrie zu, welche die Sinne 
nachdrücklicher reizen und die Kunst des Le-
sens nicht mehr erfordern: In das Erbe einer 
Presse der Analphabeten tritt das Fernsehen 
ein." )

Oder Jürgen Habermas:
„Umgang mit Kultur übt, während der Ver-
brauch der Massenkultur keine Spuren hinter-
läßt; er vermittelt eine Art von 

13
Erfahrung, 

die nicht kumuliert, sondern regrediert." )

Und Rudi Dutschke:
„Die wesentlichen Träger der Manipulation 
und Anpassung sind die Massenmedien. Mas-
senzeitungen sind

14

 noch immer die bedeutend-
ste Indoktrinierungsebene. So ist es gelungen, 
durch langjährige funktionale Manipulation 
die Menschen auf die Reaktionsweise von Lur-
chen zu regredieren." )

12) Hofmann, a. a. O., S. 24.
13) Jürgen Habermas, Strukturwandel der Öffent-
lichkeit, Neuwied 1962, S. 184.
14) Rudi Dutschke, in: Pardon, Nr. 7/1967. Bei die-
sem Dutschke-Zitat sollte man nicht versäumen, auf 
die eigentliche Quelle zurückzugehen: Die .Lurche' 
— sie kriechen aus dem Denkgebäude der „Dialek-
tik der Aufklärung" von Adorno und Horkheimer, 
erschienen 1947.
„Dort, wo die Menschen unter dem Druck der Ver-
hältnisse in der Tat auf die ,Reaktionsweise von 
Lurchen' heruntergebracht werden, wie als Zwangs-
konsumenten von Massenmedien und anderen re-
glementierten Freuden, paßt die Meinungsforschung 
. . . besser auf sie als etwa eine .verstehende' So-
ziologie; denn das Substrat des Verstehens, das in 
sich einstimmige und sinnhafte menschliche Ver-
halten, ist in den Subjekten selbst schon durch 
bloßes Reagieren ersetzt."



Dritte These: Der Manipulation, Verpöbelung 
und Vermassung ist nur entgegenzuwirken, 
indem man die (vorher erzeugten) falschen 
Bedürfnisse eben nicht befriedigt, sondern sich 
an den wahren Bedürfnissen orientiert.

So Richard Burkhard:

„Im geistigen Bereich ist das Niveau nur zu 
heben, wenn der auch hier nach Bequemlich-
keit und Leichtverdaulichkeit trachtende Pu-
blikumsgeschmack positiv korrigiert wird. Das 
ist aber nur möglich, wenn ein negativer 
Wettbewerb der Anbieter unterbleibt . . . 
Springer hat mit seiner BILD-Zeitung das Volk 
im Zustand der Unreife gelassen und diese 
Unreife noch gefördert. Er gibt jeden Ta
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g 
Millionen Staatsbürgern das Gefühl, eine Zei-
tung zu lesen, die in Wirklichkeit gar keine 
ist. Er hat sie damit davon abgehalten, wirk-
liche Zeitungen zu lesen." )

Oder Theodor W. Adorno

„Die Millionen Menschen, welche die auf sie 
zugeschnittene Massenkultur konsumieren, die 
sie eigentlich erst zu Massen macht, haben 
kein in sich einheitliches Bewußtsein.

16

 Sie 
ahnen, vorbewußt, unterhalb einer dünnen 
ideologischen Schicht, daß sie vom Titelblatt 
jeder illustrierten Zeitung, von jedem zello-
phanverpackten Schlager betrogen werden. 
Wahrscheinlich bejahen sie, womit man sie 
füttert, so krampfhaft, weil sie das Bewußtsein 
davon abwehren müssen, solange sie nichts 
anderes haben.“ )

An dieser Kritik fällt zuerst auf, daß sie 
quer durch die politischen Lager geht, quer 
auch durch fünfzig und mehr Jahre deutscher 
Sozialgeschichte. Was sich bei Habermas an 
Kritik der Buchgemeinschaften und des Mas-
sengeschmacks findet, steht genauso bei dem 
Konservativen Georg Ramseger. Was Wer-
ner Hofmann über das System der privatwirt-
schaftlichen Presse sagt, steht — in anderem 
Jargon, aber sachlich gleich — bei Herbert 
Krüger175), dessen Staatslehre nun gewiß nicht 
links ist. Rudi Dutschke trennen Welten von 
Joachim Bodamer oder Thomas Regau — beim 
Thema Manipulation aber sind sie sich einig.

15) Richard Burkhard, Konzentrationsvorgänge in 
der Presse der BRD und die Position Springers, in: 
Jansen/Klönne (vgl. Anm. 10), S. 43.
16) Theodor W. Adorno, a. a. O., S. 60.
17) Vgl. Anm. 9.

18) Joseph Eberle, Großmacht — Presse, München 
1912.
19) Paul Sackarndt, Das unersättliche Auge, Essen 
1961.
20) Gustave Le Bon, Die Psychologie der Massen, 
S. 7.

Deshalb eine notwendige kleine Erinnerung:

„Die nach Volksgunst lüsterne Presse predigt 
den Glauben an die Sinne; die tiefste Welt-
weisheit ist die an den Geist. Die nach Volks-
gunst lüsterne Presse predigt den Atheismus; 
die tiefsten Denker aller Zeiten waren Gottes-
gläubige. Nicht die Lebensphilosophie Erlöster 
und Erlauchter wird verkündet, sondern die 
der Bequemsten, Anspruchlosesten. So jagt 
heute die Kapitalistenpresse mit der Gebärde 
des Messias als Eroberer durch die Lande der 
Seele — aber indem sie Lüge, Egoismus, Ma-
terialismus propagiert, begründet sie im Be-
reich der Menschenseele Todesfelder, gegen 
die Marengo und Austerlitz, Jena und Auer-
städt Kinderspiele sind.“ 18 ) So eine katholi-
sche Kulturkritik aus dem Jahre 1906 von Jo-
seph Eberle.

Eine katholische Kulturkritik nach dem Zwei-
ten Weltkrieg von Paul Sackarndt:

„Kaum eine Großstadt verfügt heute nicht 
über e i n moralisch bindungsloses und an-
reißerisches Blatt, und diese nach Kriegsende 
neu aufwuchernden Infektion
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sherde erreichten 
schon in wenigen Jahren einen Sättigungsgrad 
der Suggestionswirkung, der nicht mehr zu 
steigern ist. Ihre Fotos zielen auf Neugier, 
nervliche Emotion, Triebhaftigkeit — reine 
Oberflächenreize mithin, unter denen Ver-
nunft, Eigenmeinung, überhaupt Gedankliches 
nicht mehr herauldringen." )

Kein Mißverständnis: selbstverständlich tren-
nen Welten die Neue Linke von der konser-
vativen Kulturkritik der Jahrhundertwende, 
dem katholischen Ressentiment gegen die In-
dustriezivilisation. Antikapitalismus .verbin-
det' noch nicht.

Das Gemeinsame ist eher der Versuch, sich ge-
gen bestimmte Erkenntnisse zu immunisieren: 
die unbeirrbare Anhänglichkeit an die 
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wissen-
schaftliche Tradition der Massenpsychologie, 
der Tarde, Sighele, Le Bon. Le Bon hatte die 
Massen beschworen und gepredigt, „wie un-
fähig diese sind, Meinungen zu haben, außer 
jenen, die ihnen eingeflößt wurden" ).  Die 
„Masse“ sei „Spielball aller äußeren Reize, de-
ren unaufhörlichen Wechsel sie widerspiegelt. 
Sie ist also die Sklavin der empfangenen An-



regungen." 21) Das ist die Grundstruktur der 
Argumentation; sie wird seit 1895 — dem Er-
scheinungsjahr der „Psychologie des Foules" 
— variiert. Aber sie wird auch durch beharr-
liches Nachbeten nicht richtig. Was die Wis-
senschaft zum Ablauf von Kommunikations-
prozessen zusammengetragen hat, legt es 
zwingend nahe, die .Manipulations'-Theorie 
zurückzuweisen. Diese wissenschaftlichen 
Überlegungen .beweisen’ weder die Richtig-
keit des institutionellen Systems von Reprä-
sentativdemokratie und Verkehrswirtschaft, 
noch widerlegen sie die radikale Alternative 
— wie sollten sie. Sie machen es aber unmög-
lich, von .Manipulation' in dem Sinne zu reden, 
der heute üblich zu werden beginnt.

Manipulation und Erziehung

.Manipulation' — der Begriff hat einen Vor-
gänger, einen Bruder im Geiste. Das war der 
Begriff der „Propaganda". Wie trennt man 
,Erziehung' von .Propaganda'? Bewirkten die 
deutschen Lesebücher — bis vor kurzem noch 
vollgestopft mit verlogenen, hinterhältig idyl-
lischen Geschichten — .Erziehung' oder .Propa-
ganda'? Peter R. Hofstätter meditierte darüber 
schon 1949:
„Um so merkwürdiger scheint es mir, daß Er-
ziehung überall in allerhöchstem Ansehen 
steht, während der Propaganda niemand auch 
nur ein einziges g
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utes Wort widmen will. 
Sollte es nicht so sein, daß der Betrachter sein 
eigenes Wertsystem darüber zum Richter setzt, 
welche Ziele der Verhaltensbeeinflussung als 
wertvoll (erzieherisch) und welche als irrefüh-
rend (propagandistisch) gelten sollen?" )

So ist es: Was man selbst treibt, nennt man 
Erziehung, was die anderen tun, ist Manipula-
tion'. Von der ersten bis zur letzten Minute 
seiner Existenz wird auf das Verhalten des 
Menschen von seifen der Umwelt eingewirkt; 
der Mensch als „ens sociale" — da steckt die 
.Manipulation' schon in der Definition. Kaspar 
Hausers Freiheit ist die einzige Alternative: 
es ist die Freiheit lebenslanger Isolierung, die 
Alternative des Ziegenstalls.

Möglich wird dieses Spiel mit Worten natür-
lich, wenn man die richtige Erkenntnistheorie 
hat. Verhaltensbeeinflussung in der Repräsen-
tativdemokratie ist imperialistische Manipula-
tion, Verhaltensbeeinflussung durch die Zen-
surinstanzen des kommunistischen Staates ist 
Erziehung — so definiert ein DDR-Autorenkol-
lektiv23): „Man muß zwischen Manipulierung 
und sozialistischer Bewußtseinsbildung und 
Bewußtseinslenkung streng unterscheiden. Das 
wesentliche der sozialistischen Bewußtseinsbil-
dung besteht darin, den Volksmassen ein sol-
ches Bewußtsein zu vermitteln, das sich in 
Übereinstimmung mit ihren objektiven Inter-
essen befindet und sie zur Erfüllung ihrer hi-
storischen Mission in unserer Epoche befähigt. 
Erziehung zum sozialistischen B
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ewußtsein ist 
bewußte Lenkung zur Übereinstimmung von 
objektiven Interessen und subjektivem Mei-
nen und Wollen des Volkes." Die Unterschei-
dung (objektive Interessen — subjektives 
Wollen und Meinen) stammt nahezu wörtlich 
aus Hegels Rechtsphilosophie ). Die Erkennt-
nistheorie, die es ermöglicht, die „objektiven 
Interessen" zu kennen, ermöglicht klare Defi-
nitionen. Doch davon später.

21) Ebenda, S. 22.
22) Peter R. Hofstätter, Die Psychologie der öffent-
lichen Meinung, Wien 1949, S. 105.

23) Autorenkollektiv, Manipulation, Berlin (-Ost) 
1968, S. 39.
24) Im berühmten Paragraphen 318.
25) Adolf Portmann, zit. nach: „Du und die Welt", 
19. Jg./Nr. 8, 1968, S. 6.

Manipulationstheorie und Wirkungsforschung

Die frühen Manipulationen

Eine der wichtigsten Erkenntnisse von Medizin 
und Psychologie der letzten fünfzig Jahre be-
zieht sich auf die frühkindliche Entwicklung 
des Menschen. Heute wissen wir, daß die Wei-
chen weit früher gestellt werden, als man vor-
dem glaubte. Adolf Portmann sagt: „Manipu-
lation ist ein Grundphänomen unseres Mensch-
seins. Das Geschick des Neugeborenen führt 
uns das drastisch vor Augen. Dieses Neu-

geborene, das in die Welt seiner Gruppe hin-
einwachsen muß, ist ja völlig von der Hilfe 
seiner Gruppe abhängig: M
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anipulation ist der 
einzige Weg, auf dem das Kind zum vollwerti-
gen Menschen werden kann." )
Die Dressur zur Hygiene, die Aneignung der 
Sprache: hier fallen die Entscheidungen. Port-
mann macht deutlich, wieviel durch den Zwang 
zum .richtigen' Sprachgebrauch erreicht, wie-



viel aber auch (an Varianten der Lautgebung, 
über die das Kind frei verfügt) verschüttet 
wird. Die Gruppe vermit
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telt eine Fülle von 
Stereotypen an das Kind, das ohne sie nicht 
auskommen könnte. Es lebte ohne diese Ste-
reotypen im ständigen Spannungszustand des 
„Ich weiß nicht" ), den es nicht ertragen 
könnte.

Der Mensch, der der Massenkommunikation 
ausgesetzt wird, ist so schon tausendfach vor-
geprägt, immunisiert gegenüber den einen 
Impulsen, empfänglich gegenüber anderen.

Die Modellvorstellung der Manipulationstheo-
retiker stand interessanterweise vor Jahrzehn-
ten auch am Anfang der Kommunikationsfor-
schung. Man ging vom Bild eines allmächtigen 
Mediums aus, das seine Botschaft an eine 
,atomare Masse' richtet. Diese „grobe, stereo-
type Vorstellung von der Allmacht der .Mas-
senmedien' und ihrer ,Hammelherde Massen-
gesellschaft' " mußte Stück für Stück aufgege-
ben werden27). Von Forschung zu Forschung 
drängte sich klarer die Erkenntnis auf, daß es 
das vermutete direkte Ursache-Wirkungsver-
hältnis zwischen Medium und Publikum nicht 
gibt. Immer mehr Faktoren wurden entdeckt, 
die zwischen der Wirkung der Massenmedien 
und der Reaktion des einzelnen stehen, Fak-
toren, die die tatsächliche Wirkung beim Emp-
fänger stärker bestimmen als .Aussage' und 
Absicht des Senders. So mußte die ursprüng-
liche Vorstellung, die heute im Manipulations-
begriff Wiederaufstellung ,feiert', völlig auf-
gegeben werden. Man könnte diese Einsichten 
auch so ausdrücken: Die Benützer von Mas-
senkommunikationsmedien schützen sich de-
ren Einflüssen gegenüber- durch selektives 
Verhalten. Bei der Zuwendung zum Medium, 
beim Erkennen und Verstehen, beim Behalten 
— überall finden ständig Auswahlvorgänge 
statt.

26) Vgl. hierzu Peter R. Hofstätter, Anm. 22.
27) Franz W. Dröge/Wilfried B. Lerg, Kritik der 
Kommunikationswissenschaft, in: Publizistik, 10. 
Jg., 1965, Heft 3 (zugleich Festschrift für Otto 
Groth, Bremen 1965, S. 89). Grundlegend: Elihu 
Katz/Paul F. Lazarsfeld, Persönlicher Einfluß und 
Meinungsbildung, München 1962.

Als man nach den Ursachen dieses individuel-
len Auswahlverhaltens fragte, stieß man auf 
Tatsachen, die seitdem unter dem Titel „die 
Wiederentdeckung der Primärgruppe" gesi-
cherter Bestandteil jeder Kommunikations-
theorie sind. Natürlich hatte niemand das Vor-

handensein von Primärgruppen (Familie, Cli-
que, Stammtisch, Freundschaft am Arbeitsplatz 
etc. etc.) vergessen, aber man hatte ihre Be-
deutung für das Verständnis des Kommunika-
tionsprozesses übersehen; man hatte nicht an 
die Möglichkeit gedacht, daß die Gruppen-
struktur der Gesellschaft das Verhalten gegen-
über den Massenmedien bestimmen könnte.

Eine theoretisch fundierte, aber auch kritische 
Zusammenfassung dieser Erkenntnisse über 
die „gesellschaftlichen Wirkungen der Mas-
senmedien" hat der Soziologe Friedhelm 
Neidthardt gegeben. Diese Einsichten lassen 
sich in der These zusammenfassen, daß „die 
grundlegenden Meinungen der Individuen auf 
Informationen, welcher Quellen sie auch be-
ruhen, überwiegend in seinen Primärgruppen 
(d. h., z. B. in den Familien, in Freundschafts-, 
Nachbarschafts- und Kollegengruppen) entste-
hen und ausgeprägt, gefördert, kontrolliert 
und verändert werden, und zwar im Sinne 
der jeweiligen Interessen, Werte und Normen 
dieser Gruppe und ihrer Mitglieder. Solche 
Gruppen sind in fundamentalem Maße die 
Primärinstanzen des einzelnen, und in dieser 
Rolle üben sie Funktionen auch im Prozeß 
der Massenkommunikation aus."

Friedhelm Neidthardt zieht aus diesen „siche-
ren empirischen Belegen" eine Reihe von Kon-
sequenzen, die die Naivität aller Manipula-
tionsthesen genau treffen:

„Ein sozialer Pluralismus der Gesellschaft pro-
duziert derart einen Pluralismus der subjek-
tiven .Erfahrung zweiter Hand', selbst wenn 
diese durch ein relativ monistisches System 
der organisierten Massenkommuniation ver-
mittelt werden . . . Damit wird also angenom-
men, daß diese Primärgruppen eine normative 
Kraft besitzen, welche jene der Massenmedien 
übertrifft ... So ergibt sich, daß eine Pluralität 
von Primärgruppen eine Pluralität von subjek-
tiven Meinungen und Verhaltensweisen selbst 
gegenüber dem relativ homogenen Informa-
tions- und Meinungsstrom der Massenmedien 
durchsetzen kann. Durch Primärgruppeninter-
vention in den Prozeß der Massenkommunika-
tion wird der Uniformitätsdruck der Massen-
medien zurückgedrängt und aufgefangen. Hier 
wirken die Gegenkräfte . . . Solange Menschen 
in unserer Gesellschaft an die Dimension des 
Raumes gebunden sind, solange sie Mitglieder 
von Gruppen sind, in denen ihre Werte, Nei-
gungen, Interessen, Meinungen und Gefühle 



ausgeprägt und sie selbst .sozialisiert' w
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er-
den: solange findet der Einfluß der öffentlichen 
Meinungszentralen einen Widerstand." )

Diese Grundeinsichten werden durch viele De-
tails belegt. Ein paar müssen noch erwähnt 
werden, weil sie die elementaren Fehler der 
Manipulationsideologen bloßlegen. Der noch 
immer vollständigste Überblick findet sich in 
einem Buch von J. T. Klapper.

Seine wichtigsten Thesen:

1. „Menschen neigen durchweg dazu, nur sol-
che Dinge zu lesen, anzuhören oder anzusehen, 
die Auffassungen vertreten, mit denen sie 
selbst sympathisieren, und gehen Kommunika-
tionen aus dem Wege, die eine andere Fär-
bung haben."

2. „Menschen, die einer Kommunikation aus-
gesetzt werden, mit der sie nicht einverstan-
den sind, verzerren die Aussagen nicht selten, 
so daß sie am Ende die Darstellung so aufneh-
men, als stimme sie mit dem eigenen Stand-
punkt überein."

3. „Massenkommunikation kann die Stand-
punkte von Menschen kaum verändern. Im 
Gegenteil, sie wird die bestehenden Auffas-
sungen bestätigen und bestärken. Die typi-
schen Wirkungen der Massenkommunikation 
sind bestätigender Natur."

4. „Massenkommunikation kann Ideen, Ge-
schmacksrichtungen, Wertungen oder Verhal-
tensformen ihres Publikums verändern, wenn 
die Leser oder Hörer auf eine Änderung vor-
bereitet, für einen Wandel prädisponiert sind."

5. „Die gesellschaftlichen Auswirkungen der 
Massenkommunikation werden daher in erster 
Lin
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ie davon abhängen, wie die gesamte Ge-
sellschaft — insbesondere Einrichtungen wie 
Familie, Schulen und Kirchen — die einzelnen 
Glieder des Publikums prägt." )

Auf dem Prüfstand der Wissenschaft bleibt so 
von den Manipulationsthesen nicht viel übrig. 
Wer das Manipulationsmodell beibehalten *

28) Friedhelm Neidthardt, Gesellschaftliche Wirkun-
gen der Massenmedien. Untersuchung zur These 
von der Angleichung des Menschen, in: Hambur-
ger Jahrbuch für Wirtschafts- und Gesellschafts-
politik, 9. Jg. 1964, S. 221, 217.
29) Joseph T. Klapper, The Effects and Function 
of Mass Communications, Glencoe 1961. Hier wurde 
nach einer leicht zugänglichen Aufsatzsammlung 
zitiert: Wilbur Schramm (Hg.), Grundfragen der 
Kommunikationsforschung, München 1964, S. 88, 
89, 90, 91, 97.

will, müßte diese Einsichten berücksichtigen, 
falls er in einer kommunikationswissenschaft-
lichen Diskussion ernst genommen werden 
will. Die Fehler resultieren freilich nicht 
nur aus kommunikationswissenschaftlicher Un-
kenntnis, sondern viel allgemeiner und weiter 
aus unkritischer Tradierung der Massenpsycho-
logie ä la Le Bon, Ortega und einem Dutzend 
Jünger dieser Schule. Ihre Kritik hat die mo-
derne Sozialpsychologie geleistet. Peter R. Hof-
stätters Zusammenfassung in seinem Bändchen 
„Gruppendynamik" ist zwar schon mehr als 
zehn Jahre alt, heute aber von dringlicherer 
Aktualität als damals. Im Zeichen des Begrif-
fes .Manipulation' taucht heute das „Teig-Mo-
dell" der Gesellschaft wieder auf: jene auf 
Le Bons Sprachexegese zurückgehende Vor-
stellung, die ,Masse' lasse sich willkürlich kne-
ten und finde erst in der .Vergewaltigung' 
durch einen Führer ihre eigentliche Befriedi-
gung:

„Die Rede von Massen und Vermassung ent-
stammt, wie ich glaube, einer Unfähigkeit, das 
Wesentliche sozialer Gebilde gedanklich zu 
erfassen. Es bedarf dazu des Begriffs der Ge-
genseitigkeits-Relation zwischen Rollen. Seit 
Pareto darauf hinwies, daß es sich im sozialen 
Geschehen öfter um Interdependenz-Verhält-
nisse handelt als um einseitige Ursache-Wir-
kungs-Zusammenhänge, liegt diese so drin-
gend erforderliche Denkkategorie bereit. Geh-
len hat diesen Sachverhalt sehr scharf heraus-
gearbeitet: .Anthropologisch ist Reziprozität als 
Steuerung des Verhaltens vom Verhalten der 
anderen her eine ganz fundamentale Katego-
rie.'

Niemand, mag er nun da oder dort im Leben 
stehen, kann agieren, ohne sein eigenes Han-
deln beständig an dessen Resultaten zu ver-
folgen und sich damit vom Gegenstand seines 
Handelns her kontrollieren zu lassen. Das gilt 
von den scheinbar einfachsten Vollzügen, dem 
Gehen und Kneten, nicht weniger als vom Zu-
sammenspiel mit Menschen. Dabei wird auch 
klar, daß jeder Handlungsentwurf bereits sei-
nen Erfolg und seine Gegenwirkung als Erwar-
tung vorwegnimmt, um sich an der Diskrepanz 
zwischen dem beobachteten Erfolg und der ge-
hegten Erwartung zu formen.

Wo Menschen auf Menschen Einfluß nehmen, 
ist die Gegenseitigkeitsrelation im Spiel; das 
gilt schon vom Verkehr mit Ausdrucksgesten 
und Worten und erst recht, wenn Anregungen 
ausgetauscht werden. Gruppenen haben nie 
anders funktioniert, auch wenn die Beschrei-



bung ihres Funktionierens zu 
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Zeiten diesem 
Sachverhalt keine Gerechtigkeit widerfahren 
ließ." )

Es muß schon an dieser Stelle ausdrücklich ver-
merkt werden, daß diese Wirkungseinsichten 
auch presserechtliche, ja verfassungsrechtliche 
Konsequenzen haben. Darauf weist Peter 
Schneider in einem Gutachten über „Pressefrei-
heit und Staatssicherheit" eindrucksvoll hin:

„Es ist ausgeschlossen, den intraindividuellen 
,privaten' Meinungsbildungsprozeß vom trans-
individuellen .öffentlichen' Meinungsbildungs-
prozeß begrifflich zu isolieren und einen We-
sensunterschied zwischen der allgemeinen Mei-
nungsäußerungsfreiheit und der Pressefreiheit 
zu konstruieren. Die .Interdependenz' zwi-
schen beiden Prozessen ist normativ gefordert 
und faktisch gegeben. Eine Behinderung des 
ersten erwirkt eine solche des zweiten und um-
gekehrt. Vor allem auch die demokratischen 
Funktionen, die mit der Pressefreiheit verbun-
den sind, können ohne die Existenz intraindivi-
dueller Meinungsbildungs- und Kommunika-
tionsprozesse nicht gedacht werden. Wer die 
Träger des intraindividuellen Meinungsbil-
dungsprozesses lediglich als passive Reprodu-
zenten dessen auffaßt, was z. B. in den Tages-
zeitungen an Meinung produziert wird, leug-
net im Grunde die Möglichkeit der freiheit-
lichen Demokratie." 31)

Vermassung und Verpöbelung?

Nach diesem Exkurs in die empirische Kom-
munikationsforschung ist eine Erinnerung 
nützlich — eine Erinnerung, die nochmals das 
Porträt des Menschen vorstellt, wie ihn die 
linke und rechte Manipulationsideologie zeich-
net.

Nehmen wir als Beispiel die Kritik der Mas-
senpresse, der Zeitungen vom Typ „Daily 
Mail", „Bild" oder der Illustrierten.

Der Leser dieser Presse muß der leibhaftige 
Anti-Mensch sein. Dieser Typ ist — wie es heißt 
— eine „millionenfache Züchtung", Produkt 
eines „Kolportagejournalismus", der Talmi-
glanz verbreitet, der eine Ersatzmoral predigt, 
der die „Orgien der Unmoral" entfesselt, der 

die „Unterwelt der Triebe und Instinkte" frei-
setzt, den eine „unaufhaltsame Entseelung" 
vorantreibt, der vom Denken entlastet, der das 
„Menschsein auf Bauch und mechanisches 
Funktionieren reduziert". Die Folge solch „bru-
taler Adaption an den Massengeschmack" und 
solch „frivoler Verhätschelung der bösen Mas-
sentriebe" ist natürlich „Vermassung", ist ein 
unselbständiger Massenmensch, ist das „unauf-
haltsame Fortschreiten der Entpersönlichung", 
ist ein „verblödeter, autoritätshöriger" Kon-
sumbürger. Eine „Tyrannei der Manipulation" 
hat die Hirne von Millionen Lesern „gleichge-
schaltet", hat sie „geistig entmündigt" und hat 
Menschen zu ,Lurchen' entarten lassen32). 
Wem sein Leben lieb ist, der wird peinlichst 
vermeiden, diesem Ungeheuer zu begegnen.

30) Peter R. Hofstätter, Gruppendynamik. Kritik 
der Massenpsychologie, Reinbek bei Hamburg 
1957, S. 25/26.
31) Peter Schneider, Pressefreiheit und Staatssicher-
heit, Mainz 1968, S. 30.

32) Diese Zitatenmontage ist pressekritischer Lite-
ratur der letzten hundert Jahre entnommen!

Die Massenpresse steht nicht allein im Kreuz-
feuer dieser Kulturkritik. Gleiches ließe sich 
zitieren über die seit dem 18. Jahrhundert er-
folgreiche Unterhaltungsliteratur, über die po-
puläre Musik, über das Fernsehen, über den 
Schlager — kurz: über all die vielen Erschei-
nungen einer Populär- oder Massenkultur, wie 
sie in allen Industriezivilisationen in den letz-
ten zweihundert Jahren entstanden ist. Und an 
dieser Massenkultur ist jeder beteiligt. Ob 
man nun die Illustrierten nimmt, die ,Bild'-Zei-
tung oder das Fernsehen: Studien über die 
Publikumsstruktur ergeben in allen Fällen, daß 
sich ihre Publika fast überhaupt nicht von der 
Struktur der Gesamtbevölkerung unterschei-
den. Das gilt es mit allen Konsequenzen — 
auch allen politischen und moralischen Konse-
quenzen — zu sehen. Wer diese Massenkultur 
denunziert, denunziert ihre Konsumenten. Der 
so Abgekanzelte ist — übrigens — mit jenem 
,common man' identisch, auf den sich die De-
mokratie als ,mündigen' Staatsbürger beruft.

Vor dem Flintergrund dieser Erkenntnisse und 
Überlegungen kann nun ein zentraler Bestand-
teil der Manipulationstheorie kritisch unter die 
Lupe genommen werden: die .Regressionshy-
pothese'. Ihre knappste Fassung haben wir 
oben aus einem Buch von Jürgen Habermas 
zitiert (vgl. Zweite Manipulationsthese). Drei 
Irrtümer bestimmen die .Regressionshypo-
these' vor allem:

Der erste Irrtum: Diese Kritik ist historisch 
kurzsichtig. Ihre Argumente beruhen auf einer 
.Augentäuschung', wie der Massenpsychologe 
Kurt Baschwitz schon vor Jahrzehnten er-
kannte:



„Der Tiefstand der geistigen Ansprüche so 
vieler Menschen unserer Zeit ... ist dem 
modernen Beobachter sichtbar geworden in 
den Millionenauflagen von Sensationszeitun-
gen, in den Besucherzahlen von Schauerfilmen, 
und ist ihm hörbar geworden im seichten 
Amüsementsprogramm von Rundfunksendern. 
Hieraus schließt er auf eine Senkung des Ge-
schmacks des Publikums in unserer Zeit. Sehr 
zu unrecht. Denn ihm fehlt die Vergleichsmög-
lichkeit mit dem .Massengeschmack' in der 
Vergangenheit. Sein Vorgänger in der vorigen 
Generation . . . hat weder vom Geschmack 
noch der Intelligenz der gewöhnlichen Leute 
aus dem Volk Kenntnis genommen .
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. . Gebil-
dete und weniger Gebildete sind erst durch 
die moderne, billige Zeitung, dann auch durch 
Film und Radio, als Leser, Zuschauer und Zu-
hörer im gleichen Publikum vereint worden, so 
daß erst der Intellektuelle unserer Zeit wahr-
nehmen konnte, was den Ärmeren im Geiste 
Freude macht und was nicht." )

Der zweite Irrtum: Die .Regressionshypothese' 
behauptet, daß der Verbrauch von Massenkul-
tur (Film, Fernsehen, Publikumszeitschriften, 
Unterhaltungsromane etc.) zum geistigen Rück-
schritt, zur Entfremdung von der .höheren' Kul-
tur führt.

Diese .Regressionshypothese' mag heute popu-
lär sein, von der Forschung bestätigen aber 
läßt sie sich nicht. Viel wahrscheinlicher ist die 
genau entgegengesetzte Annahme. Sie wurde 
schon vor Jahrzehnten durch die Erfahrungen 
der ,Volksbibl

3
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iothekare' bestätigt und fand 
von daher 1950 in einem Buchtitel von Erwin 
Ackerknecht ihre prägnante Formulierung: 
„Der Kitsch als kultureller Übergangswert" ) 
Inzwischen widerlegen die ja noch kurzen Er-
fahrungen mit dem modernen „Geflecht der 
Massenkommunikation" eindeutig die kultur-
pessimistische Position von Habermas und an-
deren Verpöbelungsideologen ). Die jüngste 
Erörterung dieser Zusammenhänge von 
„Masse — Bildung — Kommunikation" bietet 
Hertha Sturm.

Einige Ergebnisse ihrer differenzierten Dar-
stellung:
1. „Die von den Massenmedien ängebotenen 
Quantitäten, vermögen sich im aktuellen Be-

reich zu verfestigen zu einem allgemeinen .Ta-
geswissen'. Dieses Tageswissen kann durch 
Strukt

36

urierung und Kategorisierung zu .Tages-
bildung' werden. Die .Tagesbildung' ist eine 
von den Massenkommunikationsmitteln her-
vorgerufene neue und eigene Qualität der 
menschlichen Kommunikation." )

2. „Wir stehen vor dem merkwürdigen Sach-
verhalt, daß die optisch-akustischen Massen-
medien, die zunächst zweifellos eine gewisse 
Lösung vom ged
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ruckten Wort erstrebten, nun-
mehr, gleichsam durch die Hintertür, dem ge-
druckten Wort zu neuer Aufwertung ver-
helfen." )

3. „In den unteren Intelligenzbereichen sind 
geistige Neugierde und intellektuelle Anstren-
gungsbereitschaft nur sehr selten zu finden. 
Von sich aus würden diese Zuschauer sich 
kaum darum bemühen, aus dem engen Raum 
ihrer persönlichen Festlegungen herauszutre-
ten. Hier nun wirkt das Fernsehen stimulie-
rend: auch durch einfache Unterhaltungssen-
dungen, durch .Bunte Abende’, ebenso durch 
Sportübertragungen usw. werden diese Zu-
schauer auf Umwelten aufmerksam gemacht, 
zu denen sie sonst kaum Zugang hätten; sie 
werden zu Gesprächen und Urteilen angeregt, 
die ohne das Fernsehen nicht versucht würden. 
Nehmen wir die geistig-seelische .Plastizität' 
als ein weiteres Kriterium der Persönlich-
keitsentwicklung, so wird vollends einsichtig, 
daß die Angebote des Fernsehens für die unte-
ren Intelligenzbereiche Anstöße zu geben ver-
mögen, die Vorformen des Lernens darstel-
len." 38)
Der dritte Irrtum: Die Massenkommunikation 
hat bewirkt, daß — so im Jahre 1968 der Mar-
burger Soziologe Werner Hofmann — „die 
Mehrheit unseres Volkes auf die Stufe der 
schauerlichsten Unwissenheit herabgekommen 
ist und auf dem Niveau einer ,Bild'-Presse, das 
heißt des geistigen Analphabetentums, ver-
harrt" 39 ). Auch hier wird wieder die genau ge-
genteilige Behauptung von der Wirklichkeit 
bestätigt. Niemals in diesem Lande haben 
mehr Menschen gelesen, haben mehr Men-
schen an der öffentlichen Kommunikation teil-
genommen, haben mehr Menschen politische 
Informationen rezipiert. *

33) Kurt Baschwitz, Du und die Masse. Studien zu 
einer exakten Massenpsychologie, Leiden 195t, 
S. 68/69.
34) Bonn 1950.
35) Vgl. dazu Peter Glotz, Buchkritik in deutschen 
Zeitungen, Hamburg 1968.

36) Hertha Sturm, Masse — Bildung — Kommuni-
kation, Stuttgart 1968, S. 104.
37) Hertha Sturm, a. a. O., S. 149.
38) Hertha Sturm, a. a. O., S. 78.
39) Vgl. dazu und zum folgenden: Werner Hof-
mann, Universität, Idelogie, Gesellschaft. Beiträge
zur Wissenschaftssoziologie, Frankfurt/M. 1968, 
S. 39.



Wie in anderen modernen Industriegesellschaf-
ten hat sich auch in der Bundesrepublik 
Deutschland in den letzten Jahrzehnten das 
Kommunikationssystem strukturell so gewan-
delt, daß wir bei allen Analysen von einem 
kommunikativ handelnden Menschen auszu-
gehen haben, der als Medienbenutzer .multidi-
mensional und variabel' angelegt ist. Außer — 
wie Berend H. Feddersen einmal sagte — den 
Insassen von Irrenhäusern nimmt die Mehr-
zahl der Bevölkerung an einem komplexen, 
dynamischen System kommunikativer Wech-
selbeziehungen teil.

Das hat mehrere Gründe. Als entscheidend 
muß vor allem angesehen werden, daß mit dem

40

 
Aufkommen von Hörfunk und später Fern-
sehen das Informationsangebotsmonopol des 
Kommunikationsmittels .Presse' (= Zeitung 
und Zeitschrift) gebrochen wurde ).

Die vorhandenen Untersuchungen über die 
Kommunikationsnutzungsgewohnheiten der 
Bevölkerung belegen eindeutig, daß die ver-
schiedenen Medien als komplementäre Einrich-
tungen begriffen werden. Hörfunk und Fern-
sehen haben damit ein Monopol abgelöst, das 
jahrhundertelang die gedruckten Kommunika-
tionsmedien besaßen.

Die klassische Aufgabe der Presse, für die 
außenpolitische und überlokale Information 
der Gesellschaft zu sorgen, wurde ihr so — zu-
mindest hinsichtlich bestimmter Funktionen — 
abgenommen. Welche Programmteile werden 
bei Hörfunk und Fernsehen genutzt? Nur 
Musiksendungen beim einen Medium und pri-
mär Unterhaltungssendungen beim anderen?

Auf diese Fragen gibt am ausführlichsten eine 
Studie Antwort, die von der ARD veröffent-
licht wurde.

Die Ergebnisse:

1. „An einem durchschnittlichen Werktag wur-
den durch das Fernsehen 42  % der erwachse-
nen Bevölkerung ab 15 Jahren mit politisch

%

er 
Information erreicht. Der höchste Nutzungs-
grad des Angebots an politischer Information 
ist beim Fernsehen zu verzeichnen: Von allen, 
die am Stichtag ferngesehen hatten, hatten 
89  auch politisch informative Sendungen ge-
sehen."

2. „Das Fernsehen erreicht mit politischen In-
formationssendungen ... auch diejenigen, die 

nur wenig oder überhaupt nicht am politischen 
Geschehen interessiert sind."

3. „An einem durchschnittlichen Werktag wur-
den durch den Hörfunk 47 % der erwachsenen 
Bevölkerung ab 15 Jahren mit politischer In-
formation erreicht. Von allen, die am Stichtag 
Radio gehört hatten, hatten 69 °/o auch poli-
tisch-informative Sendungen gehört. Nachrich-
tens
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endungen sind nach wie vor die am häufig-
sten eingeschalteten Sendungen des Hör-
funks." )

Dabei ist die Verbreitung der Tagespresse kei-
neswegs zurückgegangen. Insgesamt werden 
von ihr täglich über 80 

%
o der Bevölkerung er-

reicht, im Laufe einer Woche sogar etwa 95 ° ,  
das heißt die gesamte erwachsene Bevölkerung 
der Bundesrepublik. Durch die rasche Aufla-
gensteigerung der Straßenverkaufspresse — 
nicht nur der „Bild-Zeitung", sondern auch 
anderer Blätter, ja sogar von Neugründungen 
wie TZ (München) — wächst dabei noch immer 
die Tendenz zur Doppel- und Mehrfachlektüre. 
Hinzu kommen die Wochenzeitungen, die in 
den letzten Jahren mehr und mehr .politisier-
ten' Illustrierten, der „Spiegel", der allein eine 
Leserschaft von mehr als 6 Millionen Personen 
pro Woche erreicht.

Wie aber steht es mit dem Ausbund vorgeb-
licher .Verpöbelung', dem „Bild"-Leser?

Im Mittelpunkt zahlreicher Manipulations-Aus-
sagen steht die „Bild-Zeitung". Gelten die bis-
herigen Überlegungen für das Publikum dieser 
Zeitung also nicht? Das wird offensichtlich an-
genommen, wenn behauptet wird, „Bild" be-
treibe eine „Art permanenter Gehirnwäsche, 
aus der es ... nur für Minderheiten die Mög-
lichkeit des Entrinnens gibt" 42).

40) Peter Glotz/Wolfgang R. Langenbucher, Mono-
pol und Kommunikation, in: Publizistik, 13. Jg. 
1968, Heft 2/3/4, S. 137—180.

41) ARD (Hg.), Rundfunkanstalten und Tageszei-
tungen. Dokumentation 4: Meinungsumfragen und 
Analysen, Frankfurt/M 1966, S. 13, 14, 15/16, 20/21.
42) Karl D. Bredthauer, Demokratie — Informatio-
nen — Herrschaft, in: Bernd Jansen/Arno Klönne 
(Hg.), Imperium Springer, S. 245.

Die Leserschaftsforschung korrigiert: Diese 
Minderheit besteht aus Millionen. Die „Bild-
Zeitung" erreicht durchschnittlich pro Tag 
25,8% der Bevölkerung (= 10,950 Millionen), 
davon sind etwa ein Drittel (= 3,370 Millio-
nen) Exklusivleser, das heißt 7,9 % der Bevöl-
kerung lesen an einem Tag nur die „Bild-Zei-
tung", 63% (3,692 Millionen) eine regionale 
Abonnementszeitung und 4 % (= 0,390 Millio-
nen) eine überregionale Tageszeitung (= FAZ, 
Die Welt, Süddeutsche Zeitung). Daneben 
überschneidet sich die „Bild"-Leserschaft mit 



den aktuellen Illustrierten; 40% (= 5,310 Mil-
lionen) lesen eine oder mehrere Illustrierte. So 
lesen beispielsweise über 3 Millionen neben 
dem Straßenverkaufsblatt regelmäßig den 
„Stern", 1,110 Millionen greifen auch zum 
„Spiegel".

Ähnlich präzise Daten für die Überschneidung 
mit den beiden elektronischen Medien fehlen. 
Sie können nur indirekt erschlossen werden 
aus den Angaben über den Besitz oder Nicht-
besitz von Radioapparaten und Fernsehgeräten 
in den Haushalten der „Bild"-Leser. Zum Zeit-
punkt der zitierten Untersuchung (März bis 
Juni 1966) besaßen 71 % der Haushalte in der 
Bundesrepublik einen Fernsehapparat. Die Da-
ten für die „Bild"-Leser liegen etwas höher: 
bei 76% (= 8,360 Millionen); von den Exklu-
sivlesern besitzen 75% (= 2,540 Millionen) 
ebenfalls ein Fernsehgerät. Ähnliches weisen 
die Daten für Kofferradio und Transistorgeräte 
(meist Zweitapparate neben dem .normalen' 
Radiogerät) aus; von der Gesamtbevölkerung 
besitzen 31 % eine solche Empfangsmöglich-
keit, von den „Bild"-Lesern 35 %; Autoradios 
sind bei 14% der Gesamtbevölkerung und 
16 % der „Bild"-Leser vorhanden.

Dieses Zahlenmaterial belegt, daß die allge-
mein aufgewiesene Tendenz auch für die Leser 
der „Bild-Zeitung" zutrifft. Diese Zeitung wird 
von der überwiegenden Zahl ihrer Leser nicht 
exklusiv konsumiert, sondern komplementär 
zu anderen Tageszeitungen und zu den elek-
tronischen Medien genutzt.

Den „Bild"-Leser unterscheidet von der Ge-
samtbevölkerung nur, daß er „Bild" ließt. 
Er findet sich keineswegs nur in den unteren 
sozialen Schichten, sondern rekrutiert sich 
fast gleichmäßig aus allen Teilen der Bevölke-
rung. „Bild" braucht sogar den Vergleich mit 
der 
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überregionalen Presse (wie FAZ oder 
„Welt") nicht zu scheuen: Teilt man die Leser-
schaften nach dem gleichen Punktgruppen-
schema ein, so zeigt sich, daß täglich über 
eine Million aus der „Gruppe I sozial oben" 
nach „Bild" greift und nur 900 000 der gleichen 
Schicht zu den renommierten „prestige papers"! 
Und immerhin noch 150 000 Freiberufler ent-
scheiden sich für das Groschenblatt gegen 
190 000 bei FAZ und „Welt" ).

Selbstverständlich sind all diese Zahlen und 
Fakten kein Grund für freundlichen Stolz, 
kein Grund, sich zu brüsten, wie herrlich weit 

wir es gebracht hätten. Wir haben es nicht weit 
gebracht; das Gemisch von Vorurteil und In-
toleranz in den Köpfen vieler Mitbürger ist 
explosiv; es fehlt nur der Funken, um es zum 
Unglück kommen zu lassen. Dies zu vergessen, 
wäre in Deutschland lebensgefährlich. Nur be-
rechtigt das nicht zu einer Neuauflage der Ge-
schichte vom Untergang des Abendlandes; der-
artige Abwärtsprophetien sind schädlich, auch 
wenn sie zur Abwechslung mal von links kom-
men. Das Märchen von der guten alten Zeit ist 
in jeder Version falsch; auch in der von Jürgen 
Habermas, der uns glauben machen will, in 
den Salons der Rahel und der Madame de Stael 
habe man „räsoniert", während die Massen-
menschen nur noch „konsumierten"; nichts, 
aber auch gar nichts stützt derartige Annah-
men. Es gibt keinen Grund anzunehmen, daß 
die „schauerliche Unwissenheit", die Werner 
Hofmann zu Recht beklagt, zu Zeiten, als man 
Arbeiter 12 oder 14 Stunden täglich in Betrie-
ben hielt — in den Fabrikhöfen standen Bot-
tische mit Fusel zur Betäubung —, geringer war 
als heute; auf diese Unwissenheit sind wir 
nicht „herabgekommen"; wir sind nur nicht 
weit genug davon weggekommen. Für den Ge-
schichtsphilosophen, der in Jahrtausenden 
denkt, mag diese Nuance läppisch sein; für 
die, die den Karren ziehen, ist sie wichtig. Sie 
bringen ihn sonst, entmutigt durch schlampige 
Propheten, gar nicht mehr voran.

Der Irrtum der Publizisten

So wie die ,Regressionshypothese' wäre es 
möglich, Bestandteil für Bestandteil der Mani-
pulationstheorie zu analysieren, zu überprü-
fen. Nur noch ein Argument sei herausgegrif-
fen: Man könnte es die ,Bedürfnishypothese 
nennen. Oben wurde sie in der dritten Mani-
pulationsthese dokumentiert. Diese These mit 
ihrem naiven Glauben an die Veränderbarkeit 
der Menschen durch eine an den .wahren' Be-
dürfnissen orientierte Beeinflussung mittels 
Massenkommunikation ist nur die in modi-
schem Jargon formulierte Variante einer bei 
Publizisten schon immer auffindbaren Berufs-
ideologie. Sie hat sich in der Wissenschaft 
.Publizistik' — vertreten etwa von Emil Do-
vifat — auch ihre .Theorie' geschneidert:

„Publizistik ist jede öffentlich bedingte und 
öffentlich geübte geistige Einwirkung auf die 
Öffentlichkeit, um diese ganz oder in ihren 
Teilen durch freie Überzeugung oder kollek-

43) Vgl. zu diesen aus verschiedenen Quellen ent-
nommenen Zahlen: Glotz/Langenbucher, a. a. O., 
S. 159 ff.



tiven Zwang mit Gesinnungskräften über Wis-
sen und Wollen im Tun und Handeln zu be-
stimmen."

Und noch deutlicher:

„Da es das Ziel jeder Publizistik ist, die Ange-
sprochenen zu Tun und Handeln zu führen, 
sind auch die Wege dazu niemals nur Selbst-
zweck. Ihnen allein die Aufgabe zu setzen, 
Nachrichten zu verbreiten, Meinungen, .öffent-
liche Meinungen' wachzurufen, hieße, sie auf 
einer Vorstufe stehenlassen. Wenn auch noch 
so interessante Diskus
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sionen angestiftet wer-
den, das Ziel ist damit nicht erreicht. Was sind 
denn schon ,Meinungen'? Bestenfalls Vorziele: 
sie können zu entschlossenen Handlungen der 
Angesprochenen führen, können aber ebenso 
in breitem Klatsch und snobistischer Selbstbe-
spiegelung verrinnen. Damit wäre das Ziel 
verpaßt, durch Meinen und Wollen schließlich 
zur Tat zu bewegen — und sei es nur zur Ab-
gabe eines Stimmzettels. Die Tat aber ist die 
Krone jeder publizistischen Aktion. Ansporn, 
Begeisterung, Leidenschaft zur Tat zu geben 
ist das Endziel der Publizistik." )

Diese Sätze — wir wissen es aus der Wir-
kungsforschung — beschreiben nicht die Wirk-
lichkeit, sie sind eher der Ausdruck von 
Wunschträumen. Für Journalisten mögen das 
Träume sein, die für ihr Selbstwertgefühl, für 
ihre psychische Stabilität unentbehrlich sind. 
Unübersehbar aber ist, daß die „überreizten 
Hoffnungen" auf der Publizistenseite ihre ge-
naue Entsprechung in den „überspannten Be-
fürchtungen" der Manipulationsideologen aller 
Spielarten haben, die heute ein so verzerrtes 
Bild der Kommunikationswirklichkeit produ-
zieren. Manfred Delling hat am Beispiel der 
Situation der politischen TV-Publizistik das 
fatale Zusammenspiel dieser „Illusionen auf 
beiden Seiten" (in diesem Falle bei den Publi-
zisten der TV-Magazine und bei den Politi-
kern) erhellend analysiert und an den Ergeb-
nissen der Wirkungsforschung überprüft:

„Daß die Fernsehpublizistik also, wie so oder 
so ähnlich immer wieder behauptet wird, durch 
,das bekannte Fischen vorwiegend im Negati-
ven' die Demokratie untergrabe und Schlim-
mes mehr, wäre selbst dann, wenn sie es 
wollte, vollkommen unmöglich.

Nichtsdestoweniger spukt gerade in den Köp-
fen jener, die sich vorzugsweise negativ-kri-
tisch mit den Fernsehmagazinen auseinander-

setzen, immer noch die Meinung herum, die 
Öffentlichkeit könne gegen ihre Überzeugun-
gen manipuliert werden." 45)

Inzwischen liegt eine empirische Studie des 
„Instituts für angewandte Sozialforschung" 
(Bad Godesberg) über die umstrittenste dieser 
politischen Fernsehsendungen der Bundesrepu-
blik — „Panorama" — vor, die diese Thesen 
bestätigt44). „Die Zeit" berichtete darüber un-
ter der treffenden Überschrift: „Die Legende 
von der Zersetzung".

44) Emil Dovifat, Handbuch der Publizistik, Band I 
(Allgemeine Publizistik), Berlin 1968, S. 5, 35.

45) Manfred Delling, Sind unsere Fernsehmagazine 
noch zu retten?, in: ER. Das Herrenmagazin. Nr. 9/ 
1968, S. 12, 14.
46) Institut für angewandte Sozialforschung (Bad
Godesberg), Zeitkritik im Fernsehen (Zuschauer,
Einstellungen, Wirkungen).

Im Gegensatz zur Meinung der Politiker ist die 
Meinung des Publikums über „Panorama" ein-
deutig positiv:
„Drei Viertel der befragten Panorama-Zu-
schauer beurteilen die Sendung als .sehr gut' 
oder gut’; nur ein Fünftel antwortete .nicht so 
gut' oder ,gar nicht gut'. Hervorgehoben wur-
den vor allem die Eigenschaften .informativ* 
(59 Prozent), .glaubwürdig' (55 Prozent) und 
.mutig' (50 Prozent). 25 Prozent der fernsehen-
den Bevölkerung hielt Panorama gar für .un-
entbehrlich' ..."

Und trotzdem haben die Politiker mit ihren 
Befürchtungen über die Wirkungen der angeb-
lich „linksradikalen Propaganda" unrecht, wie 
das Ergebnis der „infas"-Studie weiter zeigt:

„Obwohl das Panorama-Publikum sich zu 
einem größeren Teil als die Gesamtbevölke-
rung aus mehr als einer Quelle informiert und 
auch häufiger von den zahlreichen Informa-
tionsmöglichkeiten Gebrauch macht, unter-
scheidet sich sein Meinungsbild nicht von dem 
der Gesamtbevölkerung. Feststellbar war le-
diglich eine größere Meinungsfreudigkeit ... 
Eher gilt, daß Panorama bereits vorhandene 
Meinungen — welcher Art diese auch seien — 
bestärkt und polarisiert. Dieser Verstärker-
effekt muß nicht immer zugunsten demokrati-
scher Tendenzen wirken, er kann vielmehr . .. 
ebenso vorhandene reaktionäre Meinungen 
stärken."

Dieter E. Zimmer kommentiert dieses Ergeb-
nis:

„Es lehrt uns, daß die in der Bevölkerung vor-
handenen Meinungen den von den Kommuni-
kationsmedien verbreiteten Meinungen kei-



neswegs direkt proportional sind; daß die 
Gleichung irgendwo nicht aufgeht; daß tatsäch-
lich nicht auszuschließen ist, was mancher 
Journalist immer wieder 
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argwöhnt: daß er 
die Gegenseite um so mehr bestärken könnte, 
je dezidierter er für etwas Stellung nimmt. 
Wer gegen die Todesstrafe argumentiert, muß 
damit rechnen, gerade jene zu unterstützen, 
die für sie sind: also die, an die er sich eigent-
lich wendet." )

„Was mancher Journalist immer wieder arg-
wöhnt" — in diesem Nebensatz steckt der ent-
scheidende Irrtum der Publizisten (und der Ma-
nipulationsthese Nr. 3). Nicht nur .mancher' 
Journalist sollte es sein und nicht beim bloßen 
.Argwohn' dürfte es bleiben: Dieser von Zimmer 
richtig erklärte Zusammenhang zwischen .Publi-
zistik' und ihrer Wirkung auf das Publikum gäbe 
allen Anlaß zu einer selbstkritischen Revision 
des gängigen beruflichen Selbstverständnisses. 
Aus der amerikanischen Kommunikationswir-
kungsforschung ist dieser Sachverhalt seit lan-
gem bekannt. Eine erste Zusammenfassung 
gab der bekannte Soziologe Robert K. Merton 
(zusammen mit Patricia L. Kendall) schon 1944 
unter dem Titel: „The boomerang response", 
der „Bumerang-Effekt". Damit werden all jene 
.Wirkungserfolge' beschrieben, deren Richtung 
den Intentionen des Publizisten zuwiderlau-
fen48 ). Dafür gibt es viele, teils schon unter-
suchte, teils nur vermutete Ursachen. Der Ef-
fekt aber ist immer der gleiche: Noch so gut 
gemeinte, nur den allerbesten .Gesinnungen' 
verpflichtete, an welchen positiven Idealen 
auch immer orientierte, die ,wahren' Bedürf-
nisse hochhaltende, einseitige, auf .Bekehrung', 
auf .Nachfolge’, auf ,Überzeugung' zielende 
Versuche der Meinungsbeeinflussung verfeh-
len meistens ihr Ziel, ja — schlimmer — pro-
vozieren das Gegenteil.

49) Vgl. Hans Wagner, Das Gespräch übers Wet-
ter, in: Publizistik 8. Jg./1963, Heft 3.
50) Hertha Sturm, a. a. O., S. 100.
51) Hans Dieter Müller, Der Springer-Konzern. 
Eine kritische Studie, München 1968, S. 125.

Eine andere Variante dieser publizistischen 
Ideologie ist der Glaube an die Macht des 
,Verschweigens‘, den elitebewußte Journali-
sten pflegen, weil sie den Anspruch erheben, 
der Gesellschaft verbindlich zu sagen, wie sie 
zu tun und handeln habe, notfalls, indem die 
Alternativen .verschwiegen' werden, die an-
dere Seite einer Sache kontinuierlich unter-
drückt wird. Für den Kommunikationsforscher 
aber ist dieses vielbeklagte Auseinanderklaf-
fen von .öffentlicher Meinung' und „veröffent-

lichter Meinung' alles andere als ein Rätsel 49).  
Was für zentral geleitete Gesellschaftssysteme 
gilt, das gilt erst recht für das offene Kommu-
nikationssystem einer demokratischen Gesell-
schaft:

„Für Menschen, deren Meinung von der festge-
setzten Meinungslinie abweicht, erhält . . . die 
persongebundene Kommunikation besonderes 
Gewicht. Der enge Zusammenhalt von .Anders-
denkenden' ist dafür ein Beispiel: Die person-
gebundene Kommunikation muß nu
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n jene Be-
stätigungen vermitteln, die die Massenkommu-
nikation nicht oder nicht mehr zu geben ver-
mag." )

Dies gilt nicht nur für die politische Kommuni-
kation, sondern ganz allgemein: Es ist ein 
frommer Kinderglaube, durch Verbot (oder 
Auflagenbegrenzung) die Befriedigung be-
stimmter Bedürfnisse gewaltsam .versagen' zu 
können. Wenn die „Bild-Zeitung" heute von 
den Kiosken verschwindet, so erhöht sich da-
durch die Auflage .anspruchsvollerer' Blätter 
um kein einziges Exemplar. Die Bedürfnisbe-
friedigung wird sich lediglich verlagern: in 
die Leihbibliothek, auf das Fernsehen oder 
ins Gespräch. Wer hier etwas ändern will, muß 
weit davor ansetzen, muß die Voraussetzungen 
ändern: das Bildungssystem, die Arbeitswelt 
oder die gesellschaftlichen Normen, die das 
Leseverhalten der Menschen bestimmen. Das 
allein ist eine realistische Hoffnung. Die „Bild-
Zeitung" — oder welches andere Massenkom-
munikationsmittel immer — wird die Gesell-
schaft nicht verändern, aber „vielleicht verän-
dert die Gesellschaft die ,Bild-Zeit 51ung'" ).

Exkurs über Werbung

Was für die politische Publizistik und die 
Wählerbeeinflussung gilt, gilt übrigens — so 
sehr dies das Selbstgefühl vieler Publizisten 
kränkt — ebenso für die Werbung. Auch Wer-
bung ist Kommunikation: Die formale Struktur 
des sozialen Vorgangs ändert sich nicht des-
halb, weil als Inhalt statt hehrer Ideale Seife 
oder Zahnpasta angeboten wird. Anzeigen sind 
Nachrichten; und man sollte sich keine Illusio-
nen darüber machen, daß viele Menschen sich 
für diese Nachrichten, die innerhalb eines be-

47) Dieter E. Zimmer, Die Legende von der Zer-
setzung, in: Die Zeit, 2. 8. 1968.
48) Gerhard Maletzke, Psychologie der Massen-
kommunikation. Theorie und Dystematik, Ham-
burg 1963, S. 209/10.



stimmten Warenangebotes Transparenz schaf-
fen, weit mehr interessieren als für die ideali-
stischen Botschaften so manchen Leitartiklers. 
Anzeigen sind oft inhaltsleere Nachrichten — 
das ist richtig. Auch wird in der Werbung 
übertrieben, daß sich die Balken biegen, auch 
wird in der Werbung gelogen. Daß dies aber 
einen „Wesensgegensatz'' von „Publizistik" 
und „Werbung" konstituiere, kann nur behaup-
ten, wer für Selbsttäuschungen sehr anfällig 
ist.

Die pauschalen Anklagen gegen die Werbung 
sind also nichts anderes als Varianten der klas-
sischen Kulturkritik der Massenkommunika-
tion. Auch Werbung trifft — wie jede Verhal-
tensbeeinflussung — beim Menschen auf je-
weils von der Gruppe und der sozio-kulturel-
len Umwelt geprägte Bindungen und Abnei-
gungen, auf je und je verschiedene — übrigens 
bei jedem einzelnen sehr verschiedene — Kon-
stellationen von .Strebungen' und Bedürfnissen. 
Diese „Konstellationen“ kann man selbstver-
ständlich innerhalb gewisser Grenzen beein-
flussen; es wird aber nichts Neues geschaffen, 
sonde
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rn es werden höchstens Wege gezeigt, 
an Bedürfnisse anzuknüpfen, sie zu intensivie-
ren, lockern, befestigen, variieren oder irgend-
welche Querverbindungen zu anderen Symbo-
len zu schlagen. „Der angeprangerte Werbe-
terror', der die Schuldgefühle und die gehei-
men Hoffnungen so schamlos auszubeuten 
scheint, kann das — wenn überhaupt — immer 
nur dort tun, wo bestimmte Gefühle schon eine 
sehr erhebliche Rolle spielen. Die psychologi-
sche Forschung setzt also nicht so sehr etwas 
wahrhaft Neues, sie lehrt vielmehr den Wer-
bungstreibenden, an bereits bestehende seeli-
sche Beziehungen sinnvoll anzuknüpfen." )

Die Richtigkeit dieser Feststellung Rolf Berths 
erweist sich vor allem, wenn man die normalen 
Bedingungen des Kommunikationsprozesses 
analysiert, den „Werbung" darstellt. Der Wer-
bende steht als Kommunikator, als „Sender" 
ja einer ganz und gar nicht homogenen, einer 
verstreuten und ihm im einzelnen auch wenig 
bekannten Zielgruppe gegenüber, deren „Un-
bewußtes" — von dem neuerdings so viel die 
Rede ist — ihm keineswegs, von ein paar All-
gemeinheiten abgesehen, bekannt ist. Eine 
erste, noch gar nicht notwendig sehr weit-
gehende Erforschung der dynamischen Pro-
zesse zwischen Es, Ich und Uber-Ich eines Indi-
viduums erfordert normalerweise 50 bis 60 

psychoanalytische Sitzungen; der Werbende 
hat nur einen winzigen Bruchteil dieser Infor-
mationen und kann so über das Verhalten der 
Zielpartner nur ganz und gar vorläufige 
Schlüsse ziehen. „Terror", aufgebaut auf der 
Ausnutzung von menschlichen Schwächen und 
Komplexen, kann möglicherweise bei der di-
rekten Begegnung von Psychotherapeut und 
Krankem geübt werden; „Manipulation" in 
diesem Sinn ist sicher möglich, wo — wie in 
den Gehirnwäscheexperimenten in Gefange-
nenlagern des Koreakrieges — planmäßig die 
Bedingungen dazu hergestellt werden53). Der 
Vorgang der Massenkommunikation, das Sen-
den von Botschaften von Kommunikatoren zu 
einem dispersen Publikum, bietet diese Bedin-
gungen aber keineswegs.

52) Vgl. Rolf Berth, Wähler- und Verbraucher-Be-
einflussung, Stuttgart 1963, S. 387.

53) Vgl. Dries van Collie, Der begeisterte Selbst-
mord, Donauwörth 1961.
54) Berth, a. a. O., S. 388.

Selbstverständlich kann man in der Werbung 
— wie in jeder anderen Form der Kommuni-
kation — an bestimmte allgemeine, dem ein-
zelnen nicht bewußte, von ihm verleugnete 
„Motive" anknüpfen. Packard und Dichter ha-
ben dafür eine Fülle von Beispielen aus der 
Werbepraxis zusammengetragen; und natür-
lich hat 
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es eine verblüffende Wirkung auf 
Laien — zu denen übrigens auch die Auftrag-
geber unserer Werbespezialisten und Motiv-
analytiker meistens gehören —, wenn man 
ihnen klarmacht, daß man von einer Zigarette 
spielend 30  mehr umsetzen kann, wenn man 
ihr unter bestimmten Bedingungen das — ob-
jektiv sinnlose — Attribut „Araberformat" zu-
legt. Sie haben bei den meisten dieser Bei-
spiele nur versäumt hinzuzufügen, daß mensch-
liche Handlungen nicht „monistisch" motiviert 
sind, mit anderen Worten: daß auf jeden Wahl-
oder Kaufakt ein ganzes Bündel von Kompo-
nenten einwirkt, deren Gewicht nur in den 
seltesten Fällen genau herauszufinden ist. 
Berth sagt mit Recht: „Wenn man schon warnt, 
dann sollte man einmal warnen vor dieser un-
glaublichen Vereinfac
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hung, Bagatellisierung 
der ganzen Fülle, Kompliziertheit, Weitläufig-
keit dessen, was wir die menschliche Psyche 
nennen. Im Augenblick scheinen bisweilen die 
Versimplifizierungen des Wesens der Psyche 
des Wählers und Verbrauchers bedrohlicher 
als der angeprangerte Werbeterror, dessen 
Konzeption dann zu jenen Vorstellungen vom 
Verbraucher führt, die in ihm eine Marionette 
erblicken, die sich an den Drähten werblicher 
Impulse bewegt." )



Eine Nachbemerkung

Um Mißverständnissen vorzubeugen: Diese 
Kritik der Manipulationsthesen behauptet 
nicht, von den Massenkommunikationsmitteln 
ginge überhaupt keine Wirkung aus. Das wäre 
eine Gegenideologie — nicht weniger töricht 
als die angegriffene. Wenn bestimmte Bedin-
gungen erfüllt sind, treten auch Wirkungen 
ein. So gilt es u. a. zu bedenken:

1. Die Erforschung der Wirkung der Kommuni-
kationsmedien hat noch viele Fragen offenge-
lassen. Vor allem bezieht sie sich meist auf die 
Frage kurz- oder mittelfristiger Wirkungen. 
Wie M
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assenkommunikation dagegen langfri-

stig wirkt, ist bislang zu wenig erforscht ).

2. Die Wahrscheinlichkeit, durch publizistische 
Aktionen Erfolge zu erzielen, ist dann gegeben, 
wenn diese mit schon vorhandenen Trends 
übereinstimmen und sie durch ,Anpassung' 
fördern, verstärken und latent vorhandene 
Prozesse öffentlich artikulieren ).56

3. Wenn über ein Problem in der Gesellschaft 
noch keine Einstellung vorhanden ist, ist die 

55) Vgl. z. B. Hertha Sturm, a. a. O., S. 89 ff.
56) Vgl. H. D. Müller, a. a. O., S. 98; Klapper in: 
Schramm (Hg.), a. a. O., S. 91; englische Beispiele: 
Hugh Cudlipp, Sensationen für Millionen. Die er-
staunliche Geschichte des Daily Mirror, München 
1955.

55) Vgl. z. B. Klapper in: Schramm (Hg.), a. a. O., 
S. 98.
58) Vgl. z. B. Dröge/Lerg, a. a. O., S, 88.
59) Vgl. z. B. Elisabeth Noelle-Neumann, Die Wir-
kung der Massenmedien, in: Publizistik 5. Jg./1960, 
Heft 4.

mögliche .Macht' der Massenkommunikations-
mittel entsprechend größer 57 ).

4. Die Bereitschaft, sich überzeugen zu lassen, 
ist bei ausgewogener Argumentation (die auch 
Gegenstimmen zu Wort kommen läßt) größer 
als bei einseitig-propagandistischen Beeinflu
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s-
sungsversuchen — zumindest bei ,höherem' 
Bildungsstand ).

5. Wenn in einer Gesellschaft die widerspre-
chenden Standpunkte nicht mehr öffentlich aus-
gedrückt werden können, v
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erringert sich die 
Chance des einzelnen, sich den stetigen, ein-
seitigen Beeinflussungsversuchen zu widerset-
zen. Kommunikativ .abgeschlossene' Systeme 
haben größere Möglichkeiten zur Verhaltens-
beeinflussung — aber keineswegs unbe-
schränkte ).
Es gibt also viele Gründe für eine gezielte, auf 
konkrete Defekte des Kommunikationssystems 
abgestellte Kommunikationspolitik, die ein-
seitige Machtstrukturen abbaut. Es gibt aber 
keinen Grund für den Wunderglauben an die 
schnelle, grundstürzende Veränderbarkeit des 
Menschen durch Veränderungen am System 
der Massenkommunikation.

Zu den Grundlagen der Systemkritik

Die radikale Kritik des utopischen Denkens

Der Einwand gegen all diese Argumente ist 
natürlich längst formuliert. Ob die Massen-
medien am Manipulationsprozeß nun mehr 
oder weniger beteiligt seien, so wird man sa-
gen, spiele ja überhaupt keine Rolle. Gut, 
vielleicht sind am schandbaren Bewußtseinszu-
stand der Massen in diesem Land nicht so sehr 
die Zeitungen schuld wie die Schulen und 
Hochschulen; gut, vielleicht werden die Vor-
urteile mehr in den Familien und am Arbeits-
platz und weniger bei der Lektüre von .Bild' 
und durch die stetige Berieselung durch Werbe-
fernsehspiele erzeugt. Aber was sagt das? 
Marcuse: „Der Einwand (die prägende Kraft 
der Massenmedien werde überschätzt) greift 
fehl. Die Präformierung beginnt nicht mit der 
Massenproduktion von Rundfunk und Fern-

sehen und mit der Zentralisierung ihrer Kon-
trolle. Die Menschen treten in dieses Stadium 
als langjährig präparierte Empfänger ein; der 
entscheidende Unterschied besteht in der Ein-
ebnung des Gegensatzes (oder Konflikts) zwi-
schen dem Gegebenen und dem Möglichen, 
zwischen den befriedigten und den nicht befrie-
digten Bedürfnissen. Hier zeigt die sogenannte 
Ausgleichung der Klassenunterschiede ihre 
ideologische Funktion. Wenn der Arbeiter und 
sein Chef sich am selben Fernsehprogramm 
vergnügen und dieselben Erholungsorte be-
suchen, wenn die Stenotypistin genauso attrak-
tiv hergerichtet ist wie die Tochter ihres 
Arbeitgebers, wenn der Neger einen Cadillac 
besitzt, wenn sie alle dieselbe Zeitung lesen, 
dann deutet diese Angleichung nicht auf das 
Verschwinden der Klassen hin, sondern auf 
das Ausmaß, in dem die unterworfene Bevöl-



kerung an den Bedürfnissen und Befrie
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digun-
gen teilhat, die der Erhaltung des Bestehen-
den dienen." )
Es gibt überhaupt keinen Grund, diese Kritik 
zu bagatellisieren. Zwar wird man einwenden 
müssen, daß Marcuse die Bedeutung materieller 
Sicherheit für das menschliche Leben — ein 
Charakteristikum für die Kulturkritik intellek-
tueller Eliten — allzu gering einschätzt und so 
die unbestreitbare Leistung moderner Indu-
striegesellschaften, die Überwindung des un-
menschlichen Elends von Hunger und Existenz-
angst, unterbewertet. Trotzdem beschreibt er 
einen Krankheitszustand unserer Gesellschaft 
richtig. Die Gratifikationen des Wohlstands 
sind zweifellos unter anderem Instrumente 
einer oft ungerechten Herrschaft; das politische 
Bewußtsein vieler Menschen in diesem Land, 
das sich zwölf Jahre Hitlerismus leistete, ist 
beklagenswert. Ob es in allzuvielen Ländern 
sehr viel besser ist, ist eine andere Frage; aber 
es gibt solche Länder. Wir haben keinerlei 
Grund, uns an Zuständen zu orientieren, die 
noch miserabler sind als unsere eigenen; wir 
haben allen Grund, die Frage zu stellen, wie 
diese Zustände zu bessern wären.
An diesem Punkt aber, bei der Frage nach der 
Therapie, beginnt der Konflikt — ein Konflikt, 
der heute zerredet wird. Die rationale Analyse 
zeigt, daß schnellfertige Rezepte nicht weiter 
helfen; Verleger enteignen, Zeitungen verbie-
ten, Fernsehprogramme nach den Konzepten 
intellektueller Eliten zu modeln — hieße an 
Symptomen herumzukurieren. Wer nicht, ver-
niedlichen will, weiß, daß Faschismus nicht 
von den Zeitungen produziert wird, sondern 
von sozialen Verhältnissen, deren Ausdruck 
bestimmte Zeitungen sind.
Der Konflikt ist erkenntnistheoretischer Natur: 
Es kommt darauf an, wie sicher man ist, daß 
man die „wa
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hren" von den „falschen" Bedürf-

nissen unterscheiden kann ). Wer das Gesetz 
der Geschichte kennt, wer die „objektiven In-
teressen" der Massen identifizieren kann, wird 
logischerweise jedes Mittel recht finden, diese 
objektiven gegenüber den falschen Bedürfnis-
sen durchzusetzen. Die radikale Kritik en
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det 
so konsequent bei der Forderung nach erzie-
herischer Diktatur. Es endet allemal bei Hegel: 
Die Unabhängigkeit von der öffentlichen Mei-
nung war ihm „die erste formelle Bedingung 
zu etwas Großem und Vernünftigem" ).

Stehen wir also vor der unlösbaren Alternative 
zwischen politischer Theologie und „hämi-
schem Relativismus" 63)?  Müssen wir entwe-
der wie in der klassischen Erkenntnislehre 64 ) 
auf letzte, nicht mehr kritisierbare transzen-
dentale Faktoren rekurrieren oder uns schlicht 
auf empirische feststellbare „Bedürfnisse" be-
rufen, von denen wir wissen, daß sie — durch 
jahrhundertelange Erziehung geprägt •— eine 
Ges
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ellschaft genauso in Katastrophen der Un-
freiheit führen können? Nach Marcuse besteht 
die einzig mögliche Entschuldigung („sie ist 
schwach genug") der „Erziehungsdiktatur" dar-
in, „daß das schreckliche Risiko, das sie ein-
schließt, nicht schrecklicher als dasjenige sein 
kann, das die großen liberalen wie autoritären 
Gesellschaften jetzt eingehen, und daß die Ko-
sten nicht viel höher sein können." ) Müssen 
wir also sagen: Die Erziehungsdiktatur ist in 
der steten Gefahr, in Herrschaftsformen ä la 
Stalinismus umzukippen; die Repräsentativ-
demokratie in steter Gefahr, im Faschismus zu 
enden; also heben wir die Schultern und ver-
harren vor dem Unlösbaren? Müssen wir uns 
hier jetzt .dämonisch' entscheiden, dafür oder 
dagegen, ohne Anhaltspunkte, ohne Indizien?

Eine Alternativanalyse

Es folgen Überlegungen, die für die .soziale 
Kostenrechnung’ wichtig sein könnten. Diese 
Überlegungen enthalten keine wissenschaft-
lichen Beweise, sondern lediglich Indizien; sie 
gehen davon aus, daß wir sowohl über die 
dogmatisch-apologetische Lösung der politi-
schen Problematik hinauskommen sollten wie 
auch über die hermeneutisch-analytische Resi-
gnationslösung; daß es — um mit Hans Albert 
zu sprechen — „neben dem unbedingten und 
unkorrigierb
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aren Engagement und der skep-
tischen Neutralität eine weitere Möglichkeit 
gibt, die Rationalität und Engagement mitein-
ander verbindet: eine positive Lösung der 
Probleme unter kritizistischen Gesichtspunk-
ten" ).

Hans Albert will damit als Sozialphilosoph das 
System der Repräsentativdemokratie und da-
mit das pluralistische Kommunikationswesen 
nicht eigentlich rechtfertigen: Ohne weiteres 
gesteht er zu, daß es zahllose Mängel hat und

63) „Hämischer Relativismus" ist ein Ausdruck 
Adornos.
64) Vgl. Hans Albert, a. a. O., S. 168.
65) Marcuse, a. a. O., S. 61.
66) Hans Albert, a. a. O., S. 173.

60) Marcuse, a. a. O., S. 28.
61) Ebenda, S. 25.
62) Georg Wilhelm Friedrich Hegel, Grundlinien 
der Philosophie des Rechts, hg. von Johannes 
Hoffmeister, München 1948, S. 274.



Ungerechtigkeiten zuläßt, die zum Himmel 
schreien. Es hat für ihn aber auch einen großen 
Vorteil: Es dogmatisiert — im Unterschied zum 
zentralgelenkten Kommunikationsapparat ge-
schlossener Gesellschaften — bestimmte Pro-
blemlösungen nicht, sondern ermöglicht — 
durch die Diskussion — die kritische Prüfung 
der jeweiligen Vorschläge. Deshalb auch ist 
er — als kritizistischer Sozialphilosoph — 
keineswegs politisch neutral: er verteidigt das 
pluralistische System. Er verteidigt es aller-
dings nicht, weil er es für die ideale Sozial-
ordnung hält, in der Unrecht nicht vorkommt, 
sondern weil nur dieses System Reform und 
Entwicklung durch rationale Diskussion er-
möglicht.

Erste Überlegung: Zur politischen Anthropolo-
gie

Die Kritik am Kommunikationssystem der Re-
präsentativdemokratie — anders gesagt: die 
Kritik an den empirisch feststellbaren Kom-
munikationsbedürfnissen, die als „manipu-
liert" gekennzeichnet werden — ist häufig 
nichts anderes als eine Kritik an dem, was man 
normalerweise „Unterhaltung" und „Zerstreu-
ung" nennt. Die kapitalistischen Massen-
medien brächten — statt „seriöser" Informa-
tion — schwachsinnige Fernsehspiele und das 
Gejaule unmusikalischer Schlagersänger, 
überall ist das Unbehagen am „ .mixtum com-
positum' eines angenehmen und zugleich an-
nehmlichen Unterhaltungsstoffes" spürbar, der 
„tendenziell Realitätsgerechtigkeit durch Kon-
sumreife erse 67tzt" ).

Die Frage wäre zu stellen: Steckt in dieser 
Kritik nicht ein Teil säkularisierter christlicher 
Verklemmung? Hat Ludwig Marcuse nicht 
recht, wenn er sagt: „Man kann die Kultur nur 
mani
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pulieren, weil die manipulierte auch echte 
Bedürfnisse befriedigt. Die sogenannte Unkul-
tur leistet denen, die an ihr teilnehmen, mehr 
als die sogenannte Kultur. Es ist Zeit, diese po-
sitive Leistung der Circenses im Zeitalter der 
Millionen zu verstehen." ) Oder: „In der Ge-
genwart ist die Kluft zwischen Elite- und Mas-
sen-Kultur enorm; und kann nicht dadurch 
geschlossen werden, daß irgendein kleiner 
Diktator ungeniert behauptet, die Massen wür-
den Hölderlin dem Novellenband Küßchen-

Küßchen' vorziehen, wenn sie nicht manipu-
liert würden." 69)

„Alle starken Zerstreuungen sind eine Gefahr 
für ein christliches Leben..." schrieb Pascal. 
Wenn heute einer sagt: Die Unterhaltungs-
industrie hindert die Menschen, an die Ver-
brechen in Vietnam zu denken — ist dies viel-
leicht eine moderne Version von Pascal? Es ist 
zu überlegen, ob hinter der pauschalen Unter-
haltungskritik nicht eine sehr dogmatische 
Vorstellung vom Menschen steckt — ein meta-
physisch motivierter Puritanismus. Wäre 
Freuds Maxime nicht menschlicher? Er schrieb: 
„Das Leben, wie es uns auferlegt ist, ist zu 
schwer für uns, es bringt uns zuviel Schmer-
zen, Enttäuschungen, unlösbare Aufgaben. Um 
es ertragen zu können, können wir Linde-
rungsmittel nicht entbehren . . ." 70).

Kurz und gut: Die Annahme liegt nahe, daß die 
Kulturkritik der Massenkommunikation — da 
sie allzusehr von einem vernunftgesteuerten, 
nur zivilisatorisch „verdorbenen" Menschen 
ausgeht 71) — die Unterdrückung von vitalen 
Sozialbedürfnissen des Menschen aufgrund 
dogmatisierter Wertungen verlangt. Das aber 
würde bedeuten, daß das Ziel der repressions-
freien Gesellschaft in der „Erziehungsdiktatur" 
eben gerade nicht erreicht würde; die „Erzie-
hung" würde zur fortgesetzten Unterdrückung.

Außerdem: Die Überschätzung der Macht der 
Massenmedien ist nur die Konseguenz einer 
anderen Fehleinschätzung: eines allzu optimi-
stischen Glaubens an die schnelle Veränder-
barkeit des Menschen. Selbstverständlich hat 
die Kulturanthropologie erwiesen, daß die 
beim Menschen zu isolierenden Antriebe und 
„Strebungen" — vom Sozialbedürfnis auf er-
folgreiche Leistungskonkurrenz bis zum 
Aggressionsbedürfnis — kulturabhängig sind. 
Andererseits unterschätzt man leicht die Zeit-
räume, die notwendig waren, diese Bedürf-
nisse zu entwickeln, und entsprechend auch 
notwendig wären, sie wieder zu hemmen. Der 
Sozialpsychologe Tobias Brocher sagt:
„An der Triebstruktur des Menschen und de-
ren Bedürfnissen hat sich seit Jahrtausenden 
außer ihrer graduellen Verfeinerung kaum 
etwas geändert." 67a)

67) Habermas, a. a. O., S. 188.
68) Ludwig Marcuse, Kultur-Pessimismus und Kul-
tur-Masse, in: Aus den Papieren eines bejahrten 
Philosophie-Studenten, München 1964, S. 331.

69) Ebenda.
70) Zitiert nach Leo Löwenthal, Literatur und Ge-
sellschaft, Neuwied 1964. Dort auch eine Analyse 
der gesamten geistesgeschichtlichen Tradition.
71) Siegmund Freud, Das Unbehagen in der Kultur, 
zit. nach: Abriß der Psychoanalyse (Bücher des 
Wissens, Bd. 47) S. 103.
71a) Tobias Brocher, in: Fernsehen in Deutschland, 
Mainz 1967, S. 289.



Zweite Überlegung: Zur kritischen Prüfung 
politischer Problemlösungen

Die Manipulationstheorie mit ihrem totalen 
Manipulationsverdacht hat eine fatale Impli-
kation, die auch alle damit zusammenhängen-
den Problemlösungen fragwürdig macht: sie 
ist eine Elitetheorie . der Wahrheit: Einer 
Gruppe gelingt es, sich aus den Verstrickun-
gen der totalen Manipulation zu lösen. Diese 
Elitemenschen besitzen ein Wahrheitsmono-
pol. Sie allein wissen um die .wahren' Bedürf-
nisse des Menschen.

Der Mannheimer Wissenschaftslogiker Hans 
Albert hat in seinem „Traktat über kritische 
Vernunft", einem kürzlich erschienen Buch, das 
dem Begründer des kritischen Rationalismus, 
Karl R. Popper gewidmet ist, die — wenn man 
so will — .optimistische' Erkenntnistheorie so 
charakterisiert:

„Der Kern dieser Erkenntnistheorie besteht in 
der Lehre, daß die Wahrheit offenbar ist, daß 
sie sozusagen offen zutage liegt und daß man 
nur die Augen aufzumachen braucht, um sie 
zu schauen. Sie könne zwar oft verschleiert 
und es könne unter Umständen nicht leicht 
sein, den Schleier zu beseitigen, aber sobald 
die nackte Wahrheit entschleiert vor unseren 
Augen steht, haben wir die Macht sie zu 
sehen, sie von der Falschheit zu unterschei-
den und zu wissen, daß es die Wahrheit 
ist." 71 b)

72) Marcuse, a. a. O., S. 26.
73) Karl R. Popper, Die offene Gesellschaft und 
ihre Feinde, Bern 1958, Bd. II, S. 164.
74) Hans Albert, a. a. O., S. 174.

Wer von diesem — wie Hans Albert es 
nent  — „Offenbarungsmodell in der Erkennt-
nislehre" ausgeht, muß dann — im politischen 
Alltag — auch die institutioneile Frage beant-
worten, welche Personen oder Gruppen legi-
timiert sind, verbindliche Deutungen zu liefern. 
Die gängige Lösung ist dann allemal, daß einer 
Führungsgruppe — wie immer diese auch zu-
stande kommt — ein Interpretationsmonopol 
zugesprochen wird. Diese Gruppe — in man-
chen Organisationen auch ein einzelner — er-
hebt Anspruch auf Gehorsam und sichert 
ihn durch Zwangsmittel. In diesem Punkt un-
terscheiden sich Glaubensgemeinschaften und 
Kirchen nicht von WeltanschauungsVereinigun-
gen und Parteien.

Natürlich kann man eine Partei oder einen 
Mann als Agentur des Weltgeistes oder Voll-
zugsorgan der Geschichte ansehen und die von 
dieser Partei oder diesem Mann vorgeschlage-
nen Problemlösungen dogmatisieren. Es fragt

71b) Hans Albert, a. a. O., S. 33. 

sich allerdings, ob sich in der Geschichte sehr 
viele Indizien dafür finden, daß diese Lei-
tungsorgane die „wahren" Bedürfnisse der 
Massen wirklich erkennen und danach handeln. 
Selbst Herbert Marcuse ist da skeptisch: „In 
letzter Instanz muß die Frage, was wahre 
und was falsche Bedürfnisse sind, von den In-
dividuen selbst beantwortet werden, das heißt, 
sofern und wenn sie frei sind, ihre eigene Ant-
wort zu geben. ... Deshalb kann sich auch kein 
Tribunal legitimerweise das Recht anmaßen, 
darüber zu befinden, welche Bedürfnisse ent-
wickelt werden sollten. Jedes derartige Tribu-
nal ist zu verwerfen, obgleich dadurch die 
Frage nicht aus der Welt geschafft wird: wie 
können die Menschen, die das Objekt wirk-
samer und produktiver Herrschaft gewesen 
sind, von sich aus die Bedingungen der Freiheit 
herbeiführen?" 72)

Ist es also in der Tat nicht richtiger, politische 
Problemlösungen als Hypothesen aufzufassen, 
die man der Kritik aussetzt? Nur diese 
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Rege-
lung scheint uns „Verbesserungen im Lichte 
von Diskussion und Erfahrung" )  zu ermög-
lichen. Dazu ist es allerdings notwendig, diese 
kritische Methode institutionell zu stützen — 
und das bedeutet, daß man Alternativen zulas-
sen, Gedanken- und Meinungsfreiheit garan-
tieren muß74 ). Es kann nicht darum gehen zu 
verschleiern, daß auch in einer prinzipiell „offe-
nen Gesellschaft" Herrschaftsverhältnisse ge-
geben sind, die eine völlig freie, bedürfnisge-
steuerte Kommunikation verhindern; Unter-
drückung und Ungerechtigkeit begegnen einem 
Tag für Tag. Die Möglichkeit, gegen diese Un-
terdrückung zu intervenieren, sollte man sich 
aber nicht dadurch nehmen lassen, daß man 
eine bestimmte Problemlösung für sakrosankt 
erklärt.

Im übrigen ist es nicht zu rechtfertigen, wenn 
die historische Erprobung bestimmter Sozial-
theorien als Argument überhaupt nicht zuge-
lassen wird. Zweifellos ist es richtig, daß der 
„Erfolg" eines Systems, einer Bewegung oder 
einer Partei über die Berechtigung ihrer Ziele 
und die Humanität ihrer Mittel nicht das ge-
ringste sagt: der Nazismus wäre ein Verbre-
chen — und hätte er hundertmal .Erfolg' ge-
habt. Die vielfältigen Erfahrungen der Deut-
schen mit zentral geleiteten Kommunikations-
systemen rechter und linker Provenienz aber 
ganz und gar für nichtssagend zu erklären, ist 



bedenklich. Instanzen, die darüber befunden 
haben, was die Deutschen wissen und was sie 
reden dürfen, haben wir genügend gehabt; vom 
Obercensurkollegium Preußens zur Zeit der 
Karlsbader Beschlüsse oder des Jungen 
Deutschlands über Goebbels' Propaganda-
ministerium bis zu Kurt Blechas Presseamt 
beim Ministerpräsidenten der DDR haben die 
Deutschen da allerhand durchprobiert. Keines 
der Beispiele spricht dafür, daß derartige In-
stanzen zur Emanzipation der Menschen bei-
tragen.

Wir haben wohl auch heute keinen Grund, die 
Warnung von Karl R. Popper auszuschlagen, 
die er in seinem Werk über „Die offene Gesell-
schaft und ihre Feinde" aussprach, als der Na-
zismus noch an der Macht war:

„Von allen politischen Idealen ist der Wunsch, 
die Menschen glücklich zu machen, vielleicht 
der gefährlichste. Ein solcher Wunsch führt un-
vermeidlich zu dem Versuch, anderen Men-
schen unsere Ordnung .höherer' Werte aufzu-
zwingen, um ihnen so die Einsicht in Dinge zu 
verschaffen, die uns für ihr Glück am wich-
tigsten zu sein scheinen . . . Dieser Wunsch 
führt zu Utopigmus und Romantizismus. Wir 
alle haben das sichere Gefühl, daß jedermann 
in der schönen, der vollkommenen Gemein-
schaft unserer Träume glücklich sein würde. 
Und zweifellos wäre eine Welt, in der wir uns 
alle lieben, der Himmel auf Erden. Aber . . . der 
Versuch, den Himmel auf Erden einzurichten, 
produziert stets die Hölle." 74 a)

75) Ebenda, S. 176.
75a) Hans Albert, a. a. O., S. 171.
76) Ebenda, S. 177.

Drit e Überlegung: Zum Problem der Realisier-
barkeit

Die totale Kritik der Manipulationstheoretiker 
am sozialen Apparat der „offenen" Gesell-
schaft, die von der Notwendigkeit der „reini-
genden Katastrophe" ausgeht, schätzt die 
Machtverhältnisse in diesem Land falsch ein: 
Wenn schon Katastrophe, wenn schon Erzie-
hungsdiktatur, dann wird es keine linke, son-
dern eine rechte werden. Diese als Alternative 
zum Status quo zu werten, vielleicht unter dem 
Stichwort der „Demaskierung" — ist oftensicht-
lieh leichtfertig Die besseren dieser Kritiker 
hüten sich demgemäß vor jeder Empfehlung: 
Einerseits müssen sie zugeben, daß die so her-
umschwirrenden Empfehlungen (von der Ent-
eignung bis zur Auflagenbegrenzung) nicht 
weiter helfen würden, weil sie das Übel 
nicht bei der Wurzel packen, andererseits 

74a) Karl R. Popper ,a. a. O„ Bd. II, S. 291. 

sind sie nicht bereit, auf eine in ihren Wir-
kungen unabsehbare Revolutionstheorie einzu-
schwenken. Dieses Dilemma bringt es mit sich, 
daß sich ein unfruchtbarer Alternativ-Radika-
lismus 75)  breitmacht: entweder der heutige Zu-
stand mit allen Konsequenzen — oder der 
„neue Mensch" samt konfliktfreier Gesellschaft 
nach stattgehabter Revolution. Hier liegt auch 
für Hans Albert die Hauptschwäche des utopi-
schen Denkens, zumal im Blick auf die politi-
sche Praxis:

„Während die totale Kritik eines utopischen 
Denkens, das aus der negativen Bewertung be-
stimmter gegebener Verhältnisse die Notwen-
digkeit einer reinigenden Katastrophe folgert, 
damit für den zukünftigen Neubau tabula rasa 
geschaffen werden kann, auf eine realistische 
Alternativanalyse verzichten zu können meint 
und den Entwurf dieses sozialen Neubaus der 
Zukunft überläßt, ergibt sich aus der Methode 
der kritischen Prüfung die Notwendigkeit, kon-
krete realisierbare Alternativen zu entwickeln, 
die sich mit den vorhandenen Problemlösungen 
vergleichen lassen; denn im sozialen Vakuum 
des utopischen Denkens mögen zwar alle Wün-
sche miteinander vereinbar und daher alle 
Wünsche erfüllbar scheinen, in der sozialen 
Wirklichkeit aber herrscht der Tatbestand der 
Knappheit und bestehen damit Beschränkun-
gen für die Bedürfnisbefriedigung, die in einer 
realistischen Sozialkritik berücksichtigt wer-
den müssen. Wer die Sozialkritik nicht dem 
Irrationalismus ausliefern will, kann daher 
utopisches Denken nur in realistischer Ver-
mittlung sozialkritisch wirksam werden las-
sen." 75 a)
Bezogen auf die Manipulationstheorie heißt 
das: Ihr Alternativ-Radikalismus verhindert 
eine rationale Kritik des bestehenden Kom u-
nikationssystems und die Entwicklung von 
realisierbaren Alternativen.

Eine derartige Haltung zementiert die beste-
henden Macht- und Herrschaftsverhältnisse; 
eine realistische Gesellschaftspolitik sollte des-
halb damit auträumen. Den deutschen Kommu-
nikationspolitikern ist eher die „produktive 
und konstruktive Phantasie des Erfinders" zu 
wünschen als die „von jeder Einschränkung 
freie Phantasie des Tagträumers und Illusio-
när 76s" ).
Wenn die Manipulationstheorie heute von der 
Neuen Linken verwendet wird, so ist das sub-



jektive Ziel aller Bestrebungen — daran ist 
nicht zu zweifeln — Emanziptation des Men-
schen und Aufklärung. Die Manipulationstheo-
rie verführt die Neue Linke aber zu einer gänz-
lich falschen Strategie; erfüllt vom naiven 
Glauben an die Wirksamkeit von Propaganda-
techniken und zusätzlich bewegt von einem 
antitechnischen Affekt monologisiert sie an 
den Zielpartnern ihrer Wünsche, den Aufzu-
klärenden, vorbei und überläßt so das Feld der 
Reaktion. Ein geradezu verblüffender Beleg 
stammt von Herbert Marcuse selbst. Wie stellt 
er sich die „Neubestimmung der Bedürfnisse" 
vor? Es ist idyllisch:

„Um ein (leider phantastisches) Beispiel zu 
wählen: die bloße Abwesenheit aller Reklame 
und aller schulenden Informations- und Unter-
haltungsmedien würde das Individuum in eine 
traumatische Leere stürzen, in der es die 
Chance hätte, sich zu wundern, nachzudenken, 
sich (oder vielmehr seine Negativität) und 
seine Gesellschaft zu erkennen. Seiner falschen 
Väter, Führer, Freunde und Vertreter beraubt, 
hätte es wieder sein ABC zu lernen. Aber die 
Wörter und Sätze, die es bilden würde, könn-
ten völlig anders ausfallen, ebenso seine Wün-
sche und Ängste. Das Nichtfunktionieren des 
Fernsehens und verwandter Medien könnte so 
erreichen, was die immanenten Widersprüche 
des Kapitalismus nicht erreichten — den Zer-
fall des Systems." 76 a)

Die unerhörten Möglichkeiten an Aufklärung 
und Information, die die modernen Mase n-
kommunikationsmittel bieten, werden hier 
schlicht negiert. Der Rat des Philosophen lau-
tet: Zurück auf die Bäume, zurück zu den Müt-
tern. Aber waren wir Deutsche da nicht erst 
kürzlich?

Kapitalismus und Kommunikation

Unsere Analyse nahm ihren Ausgang bei einer 
wissenssoziologischen Zuordnung der Manipu-
lationstheorie; an diesen Ausgangspunkt keh-
ren wir jetzt zurück. Die Manipulationstheorie 
ist eine Art Rechtfertigungsideologie; mit ihrer 
Hilfe kaschiert ein Teil unserer kulturvermit-
telnden Intelligenz, daß sie sich immer noch 
nicht vom Schock der radikalen Industrialisie-
rung und Rationalisierung der Lebensverhält-
nisse erholt hat. Die Abkapselung und wach-
sende soziale Isolierung einer musisch-ästhe-
tischen Intelligenz von den wirtschaftlichen

76a) Herbert Marcuse, a. a. O., S. 256. 

und politischen Führungsgruppen, ihre Hilf-
losigkeit gegenüber der technischen Kultur 
beantwortete sie mit Kulturpessimismus und 
einer schroffen Kritik an der „Masse". Mit Le 
Bon fing es an — und es ist noch nicht zu Ende.

Die geläufige Kritik z. B. am kapitalistischen 
Pressesystem ist leider keine rationale Ana-
lyse der Schwierigkeiten, die sich für eine de-
mokratische Meinungs- und Willensbildung 
etwa aus der Tatsache ergeben können, daß 
Zeitungen, die privatwirtschaftlich organisiert 
sind, zu einem wesentlichen Teil aus Anzeigen 
finanziert werden und dadurch den schwer kon-
trollierbaren Einflüssen der Wirtschaft ausge-
setzt sind. Mit einer derartigen Kritik könnte 
man sich ganz konkret auseinandersetzen; aus 
einer derartigen Kritik wären Reformvor-
schläge abzuleiten. Es wäre beispielsweise zu 
untersuchen, inwieweit bestimmte Teile der 
Großindustrie tatsächlich mit den Anzeigen-
aufträgen politische Auflagen koppeln — oder 
wieweit sie, selbst gebunden und getrieben 
vom Zwang zu erfolgreicher Werbung, sich 
derartige Pressionen gegenüber erfolgreichen 
Werbeträgern gar nicht leisten können. Sollten 
sie sich solche Einflußnahmen aber doch in er-
heblichem Umfange leisten — und daß es dafür 
Beispiele gibt, traurige Beispiele, ist unbe-
streitbar —, so wären konkrete kommunika-
tionspolitische Maßnahmen zu entwerfen; hier 
wäre an öffentlich-rechtliche Kontrollinstanzen 
und manches andere zu denken.

Bedauerlicherweise leistet die gängige Kritik 
am kapitalistischen Pressesystem derartiges 
gerade nicht. Sie ist „grundsätzlicher": Mit 
dem „Warencharakter" der Nachrichten — der 
angeblich die Wahrnehmung der öffentlichen 
Aufgabe der Presse verhindert — werden we-
niger die Zeitungen kritisiert als vielmehr die 
Kommunikationsbedürfnisse der Leser. Das ist 
es eigentlich, was so viele Repräsentanten un-
serer kulturvermittelnden Intelligenz empört: 
Die schroffe Ablehnung der kulturellen Leit-
bilder des Bürgertums durch die Massen, die 
vitalen Entspannungs- und Unterhaltungs-
bedürfnisse der in den Arbeitsprozeß einge-
gliederten Menschen, die unvermittelten und 
ungefilterten politischen Urteile und Vor-
urteile von Leuten, die man jahrhundertelang 
in Zwergschulen großzog und die nun durch 
den Mechanismus der Massenkultur plötz-
lich auch jener intellektuellen Zwischenschicht 
sichtbar werden.

Natürlich: Das, was da an Urteilen und Vor-
urteilen, an Meinungen und Bedürfnissen zu-
tage gefördert wird, ist oft, allzuoft in der 



Tat erschreckend; die Begriffe „faschistisch" 
und „präfaschistisch", mit denen viele heute 
so gerne um sich werfen, mögen öfter am 
Platz sein, als uns lieb sein kann. Trotzdem 
ist es irrational und gefährlich, auf das, was 
da zutage tritt, lediglich mit einer bürgerlichen 
Niveauideologie und einem elitären Nicht-
wahrhaben-Wollen zu reagieren. Genau das 
aber ist es, was wir ständig erleben: Kultur-
politik als happy-pill gegen die Lebensangst 
bestimmter an den Rand der Gesellschaft ge-
drängter Gruppierungen.
Sozialgeschichtliche Erklärungen dieser Er-
scheinung gibt es viele: „Bildung" — vor allem 
jene spezifisch literarisch-musische Spielart, 
die unsere Gymnasien nach wie vor konser-
vieren — verliert als Vehikel des sozialen 
Aufstiegs mehr und mehr an Bedeutung, tech-
nisch-wirtschaftliche Eliten drängen nach vorn; 
Hofstätter faßt es in der Formel von der „Ein-
samkeit des Intellektuellen" in der industriel-
len Massengesel
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lschaft. Nur: was helfen diese 
Erklärungen und Formeln — sie sind seit Jahr-
zehnten bekannt. Theodor Geigers Analyse 
dieses Problems ist viele Jahre alt ), und eine 
neue Generation fängt wieder „von vorn" an, 
als hätte es das alles noch nie gegeben.
Die moderne Industriekultur hat sich mit den 
Massenkommunikationsmitteln Instrumente 
geschaffen, die es ermöglichen würden, die 
Aufklärung in die Massen zu tragen. Aufklä-
rung schafft man aber nicht, indem man über 
die Köpfe der Massen hinwegmonologisiert, 
weil einem die Bedürfnisse dieser Massen viel 
zu vulgär sind; wer aufklären will, muß diese 
Bedürfnisse sehr genau kennen und muß sich 
mit ihnen auseinandersetzen. Heute wird aber 
schon die systematische Erforschung dieser Be-
dürfnisse als Korruption verkannt. „Ausein-
andersetzen" mit den Bedürfnissen: das heißt 
selbstverständlich nicht, sie fraglos zu befrie-
digen. Auseinandersetzen heißt: diese Bedürf-
nisse als Datum zu berücksichtigen. Kommuni-
kation als sozialer Prozeß ist ohne „Berück-
sichtigung" dieser Bedürfnisse gar nicht denk-
bar. Das übersehen die ideologisierten Gegner 
des sogenannten „Anpassungsjournalismus".
Anpassung — das ist auch Einstellung auf den 
Leser, Eingehen auf seine Probleme, Berück-
sichtigung seiner Bedürfnisse als ein Moment 
journalistischer Arbeit. Gerade wer die beste-
henden Verhältnisse verändern will, muß 
diese Anpassung leisten, um überhaupt gehört

77) Theodor Geiger, Aufgaben und Stellung der In-
telligenz in der Gesellschaft, Stuttgart 1949. 

zu werden. Wer sich aber auf die, die er be-
einflussen will, überhaupt nicht einstellt, ist 
der beste Garant des Status quo.

Was diese moderne Industriegesellschaft 
brauchte, wäre eine vermittelnde Intelligenz, 
die über die großen Apparaturen der Kommu-
nikation selbstbewußt und realistisch verfügte, 
statt sie zu dämonisieren; die sich über ihr 
Publikum möglichst viel Informationen be-
schaffte, statt diese als „korrumpierendes Ele-
ment" abzulehnen; die sich keine Illusionen 
über die Wirkung des eigenen Tuns machte — 
und trotzdem nicht aufgäbe. Solch eine Haltung 
kann aber nur aufbringen, wer sich vor den 
Massen nicht grault, wer die Massen nicht ver-
achtet, wer ihre Sprache spricht und wer be-
reit ist, mit ihnen zu leben. Daß unser Bil-
dungssystem diesen Typ vermittelnder Intel-
ligenz nur in seltenen Exemplaren hervor-
bringt, kann nur den verwundern, der dieses 
Bildungssystem nicht kennt.
Ob der private Unternehmer im Kommunika-
tionswesen eine große Zukunft hat, ob das 
„Modell wirtschaftlicher Wettbewerb" sich als 
Organisationsprinzip für moderne Massenkom-
munikationsmittel eignet — und unter welchen 
Bedingungen —, ist eine Frage, die mit all dem 
nicht beantwortet ist. Vielleicht wird man zu 
Formen öffentlicher Verwaltung finden, viel-
leicht wird es notwendig sein, die private Ver-
fügungsmacht über Kommunikationsmittel 
empfindlich einzuschränken. Für welches Orga-
nisationsprinzip man sich aber auch immer ent-
scheidet: heute wird der Prozeß der sozialen 
Kommunikation weniger durch untaugliche 
Organisationsprinzipien der Medien behindert 
als durch die nichtkommunikative, gesell-
schafts-abgewandte Haltung eines Teiles un-
serer Intelligenz, der einerseits durchdrungen 
von Sendungsbewußtsein und Erziehungs-
idealen, andererseits leicht angewidert durch 
die Unbildung und Ungeschliffenheit des ,Pö-
bels' seine eigentliche Aufgabe in diesem Kom-
munikationsprozeß verfehlt. Die Manipula-
tionstheorie kann man als den ideologischen 
überbau über der halben Isolierung dieser 
Elite betrachten, als den Ausdruck eines unaus-
getragenen innergesellschaftlichen Kulturkon-
flikts.
Auf seine Gefahren hat der Berliner Politologe 
Richard Löwenthal in einem Essay mit dem 
Titel „Zur Lage der deutschen Intellektuellen" 
eindrucksvoll hingewiesen:
„Das Engagement der deutschen Intellektuel-
len von heute, ihre radikale Kritik an der In-
dustriegesellschaft, resultiert . .. aus einem nur 



allzu sichtbaren Kulturpessimismus. Hinter der 
Erneuerung der radikalen Utopie steht deut-
lich die Verzweiflung, hinter der Glaubens-
sehnsucht nicht selten ein Nihilismus, dem die 
humanistischen Werte unserer Zivilisation als 
bloße Heuchelei erscheinen. Dieses Engage-
ment der sogenannten Linksintellektuellen ist 
nicht nur bewußter Gegenschlag gegen die 
Ideen der nationalsozialistischen Zeit ... Es 

ist auch unbewußte Fortsetzung einiger der 
geistigen Strömungen, die diesen Schrecken 
mit ermö
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glicht haben . . . Eine Kontinuität, die 
in der deutschen Intelligenz seit der Zeit der 
Romantik bis in unsere Zeit immer wieder er-
kennbar geworden ist." )

78) Richard Löwenthal, Zwischen Konformismus 
und Sezession, in: Der Monat, Nr. 239/1968, S. 32.



Horst Heimann

Neue Wege des politischen Engagements?
Mit den folgenden beiden Beiträgen, die die Bedingungen der Mitwirkung der außer-
parlamentarischen Opposition an der politischen Willensbildung über die Parteien zu 
klären versuchen, setzen wir die kontroverse Diskussion aktueller innen- und verfas-
sungspolitischer Probleme fort. Ermuntert durch kritische Zuschriften, die auf vergleichbare 
Beiträge eingingen und von uns veröffentlicht wurden, wiederholt die Redaktion, daß sie 
wiederum gern bereit ist, das Gespräch fortzuführen und Kritik und Ergänzung zu Wort 
kommen zu lassen.

Bis in die Mitte der sechziger Jahre war nicht 
nur die politische Entwicklung der Bundes-
republik kontinuierlich und geradlinig verlau-
fen, auch das politische Verhalten der über-
wiegenden Mehrheit der Bevölkerung schien 
so stabil zu sein, daß man mit einer weiteren 
kontinuierlichen und geradlinigen politischen 
Entwicklung rechnen konnte.

Erst die unerwartete Protestbewegung der 
jungen Generation macht es unumgänglich, daß 
wir uns ernsthaft mit der Frage beschäftigen: 
„Wohin treibt die Bundesrepublik?" Denn bei 
den Anhängern und Sympathisierenden der 
verschiedenen Formen der Protest- und Op-
positionsbewegung in der APO handelt es 
sich nicht nur um eine kleine, radikale Min-
derheit, sondern um den aktivsten und wich-
tigsten Teil der jungen Generation, dessen 
politisches Verhalten die zukünftige Entwick-
lung der Bundesrepublik entscheidend mitbe-
stimmen wird. Das zukünftige politische Ver-
halten dieser revoltierenden Generation ist 
aber ein unbestimmter, unsicherer Faktor, so 
daß die Zukunft der Bundesrepublik nicht 
mehr — wie es bis in die Mitte der sechziger 
Jahre noch möglich schien — als kontinuier-
liche und folgerichtige Entwicklung konstanter 
und bekannter Faktoren vorauszusehen ist. 
Da das zukünftige politische Denken und Ver-
halten der jungen Generation noch offen ist 
für unterschiedliche Möglichkeiten, ist auch 
die zukünftige Entwicklung der Bundesrepu-
blik für unterschiedliche Möglichkeiten offen.

Obwohl die Motive und Intentionen der rebel-
lierenden jungen Generation ohne Zweifel de-
mokratisch und humanistisch sind, ist keines-
wegs schon entschieden, ob die praktischen 
Ergebnisse dieser Protestbewegung dem Fort-
schritt der Demokratie und dem Aufbau einer 
humanen Gesellschaft dienen oder aber die 
Bundesrepublik in eine innenpolitische Krise 
stürzen werden, in der auch das erreichte Maß 

an Demokratie noch abgebaut werden wird. 
Wer diese unterschiedlichen Möglichkeiten 
sieht, steht vor der Aufgabe zu überlegen, was 
wir tun können, damit das politische Engage-
ment der jungen Generation die progressiv-
demokratischen Tendenzen in der Bundesrepu-
blik stärken kann.
Ob es gelingen wird, das politische Potential 
der jungen Generation für die progressiv-
demokratischen und gegen die autoritären 
Tendenzen zu nutzen, hängt weitgehend davon 
ab, wie sich das Verhältnis zwischen der parla-
mentarisch-repräsentativen Parteiendemokra-
tie und der APO entwickeln wird. Während 
die absolute Feindschaft zwischen diesen bei-
den politischen Faktoren eine Gefahr für die 
Demokratie darstellt, wäre eine fruchtbare 
Auseinandersetzung zwischen beiden Faktoren 
für eine progressiv-demokratische Entwick-
lung vorteilhaft.
Diejenigen Repräsentanten der etablierten 
Parteien, die in der Revolte der jungen Gene-
ration nur eine antiparlamentarische und anti-
demokratische Bewegung einer kleinen Min-
derheit sehen, die es mit allen Mitteln der 
„streitbaren Demokratie" zu bekämpfen gilt, 
verzichten auf eine politische Auseinanderset-
zung mit der Mehrheit der politisch inter-
essierten Jugend, drängen sie dadurch erst in 
eine antiparlamentarische Position und scha-
den auf diese Weise der Demokratie, die zu 
verteidigen sie vorgeben. Der Demokratie 
wirklich nützen können nur jene, die diesen 
engstirnigen und ängstlichen Standpunkt über-
winden und eine selbstbewußtere und libera-
lere Haltung einnehmen, wie sie z. B. 1968 der 
jetzige Bundesjustizminister Prof. Ehmke for-
mulierte: „So kräftezehrend die Auseinander-
setzung mit den Studenten ist, verlieren dür-
fen wir diese junge Generation schon einfach 
darum nicht, weil sie die Generation ist, auf 
die wir für die Bewährungsprobe unserer De-
mokratie gewartet haben."



Eine der Stärkung und dem Fortschritt der 
Demokratie dienende dialogische Auseinan-
dersetzung zwischen den Anhängern der parla-
mentarisch-repräsentativen Parteiendemokra-
tie und der APO setzt voraus, daß es auf beiden 
Seiten genügend undogmatische, geistig auf-
geschlossene Menschen gibt, die auch die Mo-
tive und Intentionen der anderen Seite kennen 
und verstehen, die bereit und fähig sind, auf 
die Argumente des Gegners zu hören, auch die 
eigenen Positionen kritisch zu überprüfen, 
neue Möglichkeiten zu erkennen, neue Ideen 
zu entwickeln und neue Wege zu gehen. Die 

folgenden Ausführungen, die sich an beide 
Seiten wenden, haben das Ziel, auf die Ent-
wicklungsgeschichte der Protestbewegung hin-
zuweisen, die Möglichkeit und die Notwendig-
keit eines Dialoges und einer daraus folgen-
den konvergierenden Entwicklung zwischen 
parlamentarisch-repräsentativer Parteiende-
mokratie und radikaldemokratischer APO zu 
zeigen und auf die Gefahren aufmerksam zu 
machen, die eine divergierende Entwicklung 
und antagonistische Polarisierung beider Sei-
ten für die Demokratie enthält.

Die Politisierung der jungen Generation ist 
eine Antwort auf die Entpolitisierung, die sich 
seit den fünfziger Jahren in den Institutionen 
und in den Methoden der parlamentarisch-
repräsentativen Parteiendemokratie vollzogen 
hat. Da die Parteien — besonders im Zuge der 
Annäherung der SPD an die CDU — immer 
mehr darauf verzichteten, sachliche politische 
Gegensätze und Alternativen öffentlich zu dis-
kutieren, konnte die Bevölkerung kaum noch 
an einem demokratischen Meinungs- und Wil-
lensbildungsprozeß teilnehmen. Der Inhalt der 
von den konkurrierenden Parteien im Wahl-
kampf vorgeschlagenen politischen Programme 
trat immer mehr zurück hinter dem Bemühen 
jeder Partei, das irrationale Bewußtsein der 
Wähler so anzusprechen, daß es zugunsten der 
eigenen Partei positiv reagierte. Bis zur Bil-
dung der Großen Koalition konnten die Wäh-
ler zwar noch entscheiden, welche Partei in 
der Bundesrepublik die Politik machen durfte; 
aber bei den politisch Interessierten und In-
formierten entstand der Eindruck, daß sich die 
Auseinandersetzungen über den Inhalt der 
Politik in wichtigen Fragen immer mehr unter 
Ausschluß der Öffentlichkeit allein in den Füh-
rungsgremien der Parteien vollzogen.

Es war zunächst eine liberale intellektuell-
publizistische Opposition (LIPO), die sich ge-
gen diese Entpolitisierung wandte, die Kon-
zeptionslosigkeit und die Illusionen der so-
genannten Wiedervereinigungspolitik entlarv-
te und in kritischen Analysen der innenpoliti-
schen Verhältnisse aufzeigte, wie die Wirk-
lichkeit unserer Demokratie immer mehr hin-
ter ihrem ideellen Anspruch zurückblieb. Vor 
allem diese liberale publizistische Opposition 
— zunächst nicht Marx, Mao und Marcuse — 
hat dazu beigetragen, daß an den Universi-

Die LIPO als Vorläufer der APO

täten eine kritische Studentengeneration die 
konformistische und angepaßte Studenten-
schaft ablöste. Die ersten kritischen Studenten-
generationen fühlten sich mit der liberalen 
publizistischen Opposition verbunden, weil sie 
politische Alternativen und Ideen diskutierte, 
die die Parteien aus Rücksicht auf empfind-
same Wähler nicht auszusprechen wagten.
Angesichts der sich heute oft antiliberal gebär-
denden Protestbewegung der APO erinnert 
sich kaum noch jemand an ihre liberalen Wur-
zeln. Die Kinder der liberalen Opposition ha-
ben ihre Väter vergessen, aber auch die libera-
len Väter verdrängen meist aus ihrem Be-
wußtsein die Tatsache, daß die Väter der radi-
kaldemokratischen APO ihre Kinder sind.
Wenn sich die kritische junge Generation bald 
gegen ihre liberalen Väter wandte, so geschah 
das keineswegs aus einer prinzipiell antilibe-
ralen Haltung, sondern aus einer politischen 
Enttäuschung. Enttäuschend und frustrierend 
für die durch die LIPO zu einer kritischen 
Haltung angeregte Jugend wurde es, daß diese 
Kritik die Politik nicht zu ändern und die 
kritisierten Zustände nicht zu beseitigen ver-
mochte, daß also Theorie und Praxis getrennt 
blieben. Die LIPO hatte einen entscheidenden 
Aspekt des politischen Engagements, nämlich 
eine als richtig erkannte politische Konzeption 
in die politische Praxis umzusetzen, fast völlig 
übersehen oder gar nicht erst als ihre eigene 
Aufgabe anerkannt. Während man schon oft 
vor den „Schwierigkeiten, die Wahrheit zu 
schreiben", resignierte, entzog man sich voll-
ends den noch größeren Schwierigkeiten, die 
Wahrheit politisch wirksam werden zu lassen. 
Aber gerade darauf kam es an. Denn die Situa-
tion in der Bundesrepublik wurde ja nicht 
deshalb als besorgniserregend angesehen, weil 



eine offensichtlich sinnlose Politik nicht mehr 
kritisiert wurde, sondern weil die Kritik die 
Politik nicht zu beeinflussen vermochte, weil 
sich die politischen Kritiker zu wenig für das 
politische Handeln, die politisch Handelnden 
dagegen zu wenig für die politische Kritik ver-
antwortlich fühlten. Das kritische politische 
Denken erfüllt ja nur dann seine demokrati-
sche Funktion, wenn es nicht nur frühere poli-
tische Entscheidungen kritisiert, sondern auch 
zukünftige Entscheidungen beeinflußt. Diesen 
praktischen Aspekt hatte die LIPO vernachläs-
sigt. Sie hatte es nicht gewagt, den notwendi-
gen Sprung aus der Sphäre der individuellen 
moralischen Revolte und der geistreichen, aber 
folgenlosen Kritik und Reflexion zum zielbe-
wußten, gemeinsamen politischen Wollen und 
Handeln zu vollziehen, und sie konnte daher 
nicht die Kluft überbrücken, die in der Bundes-
republik den Bereich des politischen Handelns 
und der politischen Macht vom Bereich des 
kritischen politischen Denkens isoliert.
Die LIPO beschränkte sich auf die reine Kritik, 
weil sie erwartete oder hoffte, daß diese Kri-
tik die Politiker veranlassen könnte, die Poli-
tik zu ändern. Die politischen Aktionen der 
APO — meist an amerikanischen Vorbildern 
orientiert — entwickelten sich dagegen aus der 
Einsicht, daß die Politiker gar nicht daran den-
ken, die kritischen Gedanken der LIPO in 

politische Praxis umzusetzen, daß sie sich bei 
ihren politischen Entscheidungen von allen 
möglichen Gesichtspunkten leiten lassen, nur 
nicht von den rationalen Argumenten der poli-
tischen Kritik. Wer angesichts dieser Tatsache 
die Kritik politisch wirksam werden lassen 
will, wer die Trennung von Theorie und Pra-
xis überwinden will, muß selbst politisch han-
deln, muß durch politische Aktionen die Ar-
beitsteilung aufheben, die zwischen politisch 
Denkenden und politisch Handelnden besteht. 
Dieser Gedanke ist durchaus ein wertvoller 
Beitrag für eine progressive Demokratietheo-
rie. Ein Teil der APO versucht aber, diesen pro-
gressiven Gedanken im Rahmen eines theore-
tischen und praktischen Konzeptes zu verwirk-
lichen, das den vollständigen Bruch mit den 
bestehenden Institutionen zur Folge hat. Aus-
gehend von der Überzeugung, daß gerade die 
Spielregeln und Institutionen unseres politi-
schen Systems nur die institutionelle Erschei-
nungsform der Trennung von Theorie und 
Praxis sind, die jede politische Kritik praktisch 
unwirksam macht, glauben sie die Trennung 
nur überwinden zu können, indem sie diese 
Institutionen und Spielregeln bekämpfen. Die 
Trennung von Theorie und Praxis wollen sie 
also nicht innerhalb und mit Hilfe der Institu-
tionen überwinden, sondern im Kampf gegen 
sie.

APO und Revolution

Jene Teile der APO, die sowohl die Mitarbeit 
in den bestehenden Parteien als auch die 
Gründung einer neuen Partei ablehnen, sehen 
nicht nur im Rahmen der Parteien, sondern 
— was weit schwerwiegender ist — über-
haupt im Rahmen unseres Systems keine Mög-
lichkeit, den abgelehnten politischen, wirt-
schaftlichen, sozialen und geistigen Status quo 
evolutionär zu überwinden. Da sie keine An-
sätze für einen evolutionären, systemimma-
nenten Wandel sehen, halten sie eine Revolu-
tion für notwendig, um den Status quo zu ver-
ändern. Den Beweis dafür, daß die Revolution 
nicht nur eine Notwendigkeit, sondern auch 
eine reale Möglichkeit ist, gewinnen sie aller-
dings nicht aus einer Analyse unserer Gesell-
schaft. Denn nicht das Proletariat der Industrie-
gesellschaft, sondern die Völker der Dritten 
Welt bilden das historische Subjekt, das die 
als notwendig erachtete Revolution zu einer 
realen Möglichkeit macht, die es im revolutio-
nären Kampf zu verwirklichen gilt.

Da diese Revolutionstheorie auf die Dritte 
Welt fixiert ist und die Möglichkeiten für kon-
kretes Handeln in unserer Gesellschaft kaum 
analysiert werden, läßt sich auch die politische 
Praxis, die ja auf jeden Fall nur in unserer 
Gesellschaft stattfinden kann, nicht schlüssig 
aus der Theorie ableiten, während anderer-
seits die Ergebnisse dieser Praxis auch nicht 
ausreichend theoretisch reflektiert werden, um 
die Theorie weiterzuentwickeln oder zu modi-
fizieren. Da die Aktionen eines Teiles der 
APO nicht schlüssig aus der Theorie abzulei-
ten sind, stellen sie nicht die Einheit von 
Theorie und Praxis her, sondern sind nur 
Ersatz für eine Praxis, die dialektisch mit einer 
Theorie verbunden ist. Denn Einheit von Theo-
rie und Praxis bedeutet ja nicht nur, daß die-
selben Menschen, die theoretisch reflektieren 
und Kritik üben, gleichzeitig politisch handeln, 
sondern heißt vielmehr, daß eine ständige 
dialektische Wechselwirkung zwischen Theorie 
und Praxis besteht, daß die Theorie die Quali-



tät der Praxis ständig verbessert und daß diese 
Praxis auch ständig die Qualität der Theorie 
erhöht. Bei den aktivistischen Gruppen der 
APO zeigt sich aber deutlich, daß Theorie und 
Praxis unverbunden nebeneinander stehen, 
was sich für beide Bereiche nachteilig aus-
wirkt; der unvermittelt neben der Theorie 
stehende Aktionismus hat auch einen Nieder-
gang der Theorie zur Folge. Statt wechselsei-
tiger Qualitätssteigerung vollzieht sich eine 
wechselseitige Qualitätsminderung.

Die APO, die sich aus Enttäuschung über die 
fehlende Einheit von Theorie und Praxis in 
der liberalen publizistischen Opposition ent-
wickelt hatte, vermag also selbst diese Einheit 
ebenfalls nicht herzustellen. Diese fehlende 
Einheit von Theorie und Praxis in der APO 
bedeutet aber politisch, daß sie nicht über die 
Ergebnisse der liberalen publizistischen Oppo-
sition hinausgekommen ist: So wenig wie die 
Kritik der LIPO die kritisierten Zustände zu 
beseitigen vermochte, so wenig waren die 
Aktionen der sich radikaldemokratisch und 
sozialistisch verstehenden APO dazu in der 

Lage. Das kann zur Folge haben, daß sich ein 
Teil der kritisch engagierten jungen Genera-
tion von der APO genauso enttäuscht abwen-
den wird wie einst von der LIPO, daß Resigna-
tion und Passivität an die Stelle kritischen 
Engagements treten. Diese Resignation eines 
Teiles der kritischen jungen Generation könnte 
die Aktivität derjenigen, die die Protestbewe-
gung trotz ihrer Erfolglosigkeit fortzusetzen 
entschlossen sind, noch mehr in eine Richtung 
drängen, in der sie der Demokratie eher scha-
det. Das bedeutet nicht, daß diese Aktionen 
selbst die Demokratie gefährden könnten. Das 
heißt vielmehr, daß sich das aktive politische 
Engagement der kritischen jungen Generation 
in Formen manifestiert, die nicht geeignet 
sind, die wirklichen Gefahren für die Demo-
kratie, die von rechts kommen, erfolgreich 
abwehren zu helfen. Um diese Gefahren ab-
zuwehren und die Demokratie progressiv wei-
terzuentwickeln, brauchen wir aber die aktive 
Mitarbeit der jungen Generation, die das 
stärkste demokratische Potential in unserer 
Gesellschaft darstellt.

Ansätze für revolutionäre Veränderungen auf evolutionärem Wege 
(Aufhebung des Gegensatzes von Revolution und Evolution)

Wer verhindern möchte, daß sich das kritische 
Engagement der jungen Generation in eine 
aktivistische Sackgasse und in passive Resi-
gnation verliert, muß auf das Verlangen dieser 
Generation nach einer Theorie eingehen, die 
eine qualitative Veränderung der bestehenden 
Verhältnisse intendiert, nämlich Abbau von 
Herrschaftsstrukturen in allen Bereichen der 
Gesellschaft und Emanzipation aller Menschen. 
Indem eine solche Theorie eine qualitative 
Veränderung der Gesellschaft anstrebt, ist sie 
in bezug auf das Ziel revolutionär. Damit sie 
auch anleiten kann zum praktischen politi-
schen Handeln, muß sie aber auf unsere Ge-
sellschaft, d. h. auf die Industriegesellschaft 
bezogen sein, in der Veränderungen nur auf 
evolutionärem Wege möglich sind. Da die 
Zielsetzung dieser Theorie revolutionär ist, 
ihre praktische Methode aber evolutionär, hat 
sie den Gegensatz zwischen Revolution und 
Evolution dialektisch aufgehoben. Eine solche 
Theorie steht durchaus im Einklang mit unse-
rer Demokratie, die nach ihrem eigenen An-
spruch ja keineswegs die Funktion hat, den 
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Status quo vor Veränderungen zu 

schützen, sondern vielmehr den institutionel-
len Ansatz bieten soll, diesen Status quo pro-
gressiv zu verändern.

Doch wenn diese Theorie auch mit dem ideel-
len Selbstverständnis unserer Demokratie 
übereinstimmt, hat sie dann schon eine Chance 
in der Wirklichkeit dieser Demokratie? Wie 
ist die Behauptung zu begründen, daß diese 
Demokratie den institutionellen Ansatz zur 
Veränderung des Status quo bietet, wenn es 
keine starke Oppositionspartei mehr gibt, die 
ein Konzept für diese Veränderung anbieten 
und durchsetzen kann?

Der institutionelle Hebel für einen konsequen-
ten politischen Kurswechsel ist in einem Phä-
nomen zu sehen, das bisher zu wenig bekannt 
ist und in der Demokratietheorie kaum reflek-
tiert wurde: Entgegen den offenkundigen 
äußeren Eindrücken wird auch im Rahmen der 
bestehenden Institutionen der parlamenta-
risch-repräsentativen Parteiendemokratie noch 
um politische Alternativen, um Konzeptionen 
für die konsequente Veränderung des Status 
quo gerungen, allerdings nicht zwischen den 
verschiedenen Parteien, wie es nach dem 



Selbstverständnis dieser Demokratie sein 
müßte, sondern zwischen den verschiedenen 
Flügeln innerhalb der einzelnen Parteien, zwi-
schen Mehrheitsflügeln und den innerparteili-
chen Oppositionen (IPO), die es in jeder Par-
tei gibt. Für zukünftige politische Verände-
rungen ist es daher ziemlich unwichtig, wel-
che Partei bei den kommenden Wahlen die 
Mehrheit gewinnen wird, entscheidend ist 
vielmehr, welche Flügel innerhalb der drei für 
die Regierungsbildung relevanten Parteien die 
Mehrheit gewinnen werden. Eine wirklich 
neue Politik ist also nicht von neuen Mehr-
heitsverhältnissen zugunsten der einen oder 
der anderen Partei zu erwarten, sondern allein 
von neuen Mehrheitsverhältnissen innerhalb 
der Parteien.

Die These, daß der Ansatz für einen konse-
quenten politischen Kurswechsel in den inner-
parteilichen Oppositionen zu sehen ist, be-
deutet keineswegs, daß sich die liberale publi-
zistisch-intellektuelle Opposition und die ra-
dikaldemokratische außerparlamentarische 
Opposition als überflüssig erwiesen haben. Im 
Gegenteil, wenn ein konsequenter Kurswech-
sel mit Hilfe der innerparteilichen Oppositio-
nen zu einer realen Möglichkeit wird, so ist 
das weitgehend der LIPO und der APO zu ver-
danken, die außerhalb der entpolitisierten In-
stitutionen der parlamentarisch-repräsentati-
ven Parteiendemokratie politische Alternati-
ven diskutierten und konzipierten und auf 
diese Weise indirekt die innerparteilichen 
Auseinandersetzungen anregten.

Aktionseinheit von LIPO, APO und IPO

Um die Möglichkeit eines Kurswechsels mit 
Hilfe der IPO politisch zu verwirklichen, ist 
es notwendig, diese drei, bisher weitgehend 
isoliert nebeneinander bestehenden oppositio-
nellen Gruppierungen auf dem Wege des Dia-
loges und der Konvergenz zu einer einheitli-
chen politischen Kraft zusammenzufassen. So-
wohl der LIPO als auch der IPO würde dabei 
die besondere Aufgabe zufallen, eine Mittler-
rolle zwischen der radikaldemokratischen APO 
und der parlamentarisch-repräsentativen Par-
teiendemokratie zu spielen und eine die politi-
sche Auseinandersetzung lähmende Polarisie-
rung zu verhindern. Denn während die emo-
tionale Polarisierung zwischen Anhängern der 
Parteiendemokratie und der APO das anti-
demokratische Freund-Feind-Denken fördert, 
das eine rationale Diskussion sowie Mei-
nungs- und Willensbildung verhindert, begün-
stigt der Dialog zwischen verschiedenen poli-
tischen Gruppierungen kritisch-rationales und 
differenzierendes Denken. Während das 
Freund-Feind-Denken das geistige Niveau der 
an einer sterilen Polemik Beteiligten senkt, 
fordert der Dialog von allen Teilnehmern, ihre 
eigene Position kritisch weiterzuentwickeln 
und auf eine höhere intellektuelle Ebene zu 
heben. In dem Maße aber, in dem die Dialog-
Partner ihre unterschiedlichen Positionen auf 
eine höhere Ebene heben, nähern sich diese 
unterschiedlichen Positionen einander im Sinne 
Teilhard de Chardins an; denn „alles, was 
steigt, konvergiert".

Nur auf dem Wege einer progressiven Kon-
vergenz, die liberale, radikaldemokratische 

und parlamentarisch-repräsentative Elemente 
zu einer neuen, höheren politischen Qualität 
verbindet, kann jene einheitliche politische 
Kraft entstehen, die die politische Stagnation 
zu überwinden vermag und mit einem politi-
schen Kurswechsel die evolutionäre Verände-
rung der Gesellschaft in Richtung auf das re-
volutionäre Ziel der Emanzipation aller Men-
schen einleitet. Die dialektische Einheit dieser 
drei Elemente ist notwendig für die Verteidi-
gung und für den Fortschritt unserer Demo-
kratie. Bleiben diese drei Faktoren der Demo-
kratie isoliert, dann bleiben sie praktisch wir-
kungslos, konvergieren sie aber, dann bleiben 
die antidemokratischen Tendenzen erfolglos.
Gegenwärtig haben die politischen Kräfte, die 
in den entscheidenden Institutionen der Par-
teiendemokratie über die Mehrheit verfügen, 
weitgehend den Gedanken aufgegeben, die 
Gesellschaft bewußt im Interesse fortschrei-
tender Emanzipation aller Menschen zu ver-
ändern. Diejenigen dagegen, die sich noch oder 
wieder zur emanzipatorischen Intention der 
Demokratie bekennen, verzichten resigniert, 
auf die Institutionen Einfluß zu nehmen, die 
politische Ideen in politische Praxis umzuset-
zen vermögen.
Wenn der politisch richtige Wunsch der APO, 
eine unabhängige politische Kraft darzustellen 
und sich qualitativ von den Institutionen und 
Verfahrensweisen der Parteiendemokratie zu 
unterscheiden, zur sektiererischen Isolierung 
führt, wenn die APO die Institutionen der 
bestehenden Demokratie grundsätzlich ablehnt 
und darauf verzichtet, auf sie Einfluß zu neh-



men, dürfte sich ihre geschichtliche Leistung 
darin erschöpfen, die Gesellschaft nur in Ge-
danken zu verändern. Die Aktionseinheit zwi-
schen den drei entscheidenden Oppositions-
faktoren (LIPO, APO, IPO) könnte dagegen 
mit Hilfe dieser Gedanken die Gesellschaft 
wirklich verändern. Wenn sich die APO nicht 
grundsätzlich gegen die Institutionen der par-
lamentarisch-repräsentativen Parteiendemo-
kratie richtet, sondern vor allem gegen die 
falschen politischen Entscheidungen, die in 
ihnen gefällt werden, wenn sie diese Institu-
tionen nicht pauschal beseitigen will, sondern 
durch Unterstützung der innerparteilichen Op-
positionen dazu beizutragen versucht, daß in 
ihnen bessere Entscheidungen gefällt werden, 
dürfte in der Geschichte der Bundesrepublik 
erstmals eine reale Chance entstehen, eine 
grundsätzliche Neuorientierung vorzunehmen 
und auch die notwendigen institutioneilen Re-
formen einzuleiten.

Doch auf welche Weise ist diese Konvergenz-
Konzeption zu verwirklichen? Einerseits ist 
die Mitarbeit der rebellierenden jungen Ge-
neration eine Voraussetzung für diese Konver-
genz, andererseits aber sind überzeugende 
Fortschritte auf diesem Wege notwendig, um 
überhaupt breitere Kreise der jungen Gene-
ration für diese Mitarbeit zu gewinnen.

Diese Konzeption bietet auch der LIPO einen 
Ansatz, ihren verlorenen Einfluß auf die junge 
Generation zurückzugewinnen — vorausge-
setzt, daß sich ihre Vertreter selbst stärker 
von den Gedanken dieser Generation beein-
flussen lassen und die Gründe erkennen, aus 
denen sie sich enttäuscht von der liberalen 
Opposition abgewendet hat. Die LIPO hatte 
einst Einfluß auf die junge Generation, weil 
sie politische Ideen und Alternativen disku-
tierte, die die Parteien' nicht auszusprechen 
wagten. Sie verlor diesen Einfluß, weil diese 
Ideen und Alternativen politisch nicht durch-
gesetzt wurden. Sie könnte den verlorenen 
Einfluß zurückgewinnen, wenn es ihr gelänge, 
überzeugend nachzuweisen, daß die junge Ge-
neration selbst durch kritische Mitarbeit in 
den Parteien dazu beitragen könnte, eine neue, 
progressive Politik durchzusetzen. Wer aber 
die ablehnende Haltung der jungen Genera-
tion gegenüber den Parteien ändern will, muß 
zunächst die Parteien ändern. Wollen die An-
hänger der liberalen publizistischen Opposi-
tion helfen, die Parteien zu ändern, müssen 
sie zunächst ihr eigenes Verhältnis zu den 
Parteien ändern und bereit sein, sich selbst 
organisatorisch in den Parteien zu engagie-

ren, um ihre Kritik und ihre Ideen im Bereich 
der politischen Entscheidungen wirksam wer-
den zu lassen. Es genügt nicht, wenn Günter 
Grass als parteiloser Intellektueller beharrlich 
für eine Partei wirbt und hinzufügt, er sei 
aber ein kritischer Wähler dieser Partei. Nicht 
Kritik an den Parteien, sondern Kritik in den 
Parteien, nicht „kritische Wähler", nur kriti-
sche Mitglieder können die Parteien so ver-
ändern, daß sie für die kritische Jugend attrak-
tiv werden. Nicht neue Wählerschichten gilt es 
für die Parteien zu gewinnen, sondern neue 
Mitgliederschichten. Denn selbst wenn sich in 
den Parteien nichts ändert, werden sie weiter-
hin die nächsten Wahlen „gewinnen", aber 
sie werden die nächste Generation verlieren.

Gegenwärtig sind die Parteien nicht zuletzt 
deshalb intellektuell so wenig attraktiv und 
geistig so steril, weil gerade jene Kräfte, die 
ihnen eine größere geistige Anziehungskraft 
und Beweglichkeit verleihen könnten, sich aus 
einem gewissen geistigen Hochmut für zu 
gut dünken, um in den Parteien mitarbeiten zu 
können. Sie fühlen sich dann gerade von jenen 
Erscheinungen in den Parteien abgestoßen, 
die sie selbst mitverschuldet haben, weil sie 
das anstrengende organisatorische Engage-
ment scheuen und daher in den Parteien den 
Einfluß jener Kräfte stärken, die das anstren-
gende geistige Engagement scheuen und für 
nutzlosen, ja sogar schädlichen Ballast halten. 
Sie glauben, ihr kritisches Denken und ihre 
geistige Unabhängigkeit am besten vor dem 
lähmenden Druck mächtiger Organisationen 
und Apparate zu schützen, wenn sie ihre orga-
nisatorische Unabhängigkeit bewahren. Sie 
übersehen dabei aber, daß in einer hochorgani-
sierten Gesellschaft kritisches Denken und 
geistige Unabhängigkeit nicht nur ohnmächtig 
und ohne Wirkung bleiben, sondern auch 
ernsthaft bedroht werden, wenn sich in diesen 
Organisationen nicht kritisch denkende und 
geistig unabhängige Persönlichkeiten engagie-
ren.

Um kritische Menschen für die Parteien zu ge-
winnen, darf man nicht nachzuweisen versu-
ien, daß die Parteien ihre berechtigten Inter-
essen so gut vertreten, daß sie sich getrost 
anderen Dingen als der Politik widmen kön-
nen. Es ist vielmehr glaubhaft zu machen, daß 
Parteien Institutionen unserer Demokratie 
sind, die allen kritischen und politisch inter-
essierten Staatsbürgern die Möglichkeit bie-
ten, an einem politischen Meinungs- und Wil-
lensbildungsprozeß teilzunehmen, politischen 
Einfluß auszuüben, die gewählten Repräsen-



tanten zur Rechenschaftslegung zu verpflichten 
und zu zwingen, ihr politisches Verhalten ra-
tional zu begründen und in Frage stellen zu 
lassen. Das heißt, es ist zu zeigen, daß die Par-
teien im Rahmen einer parlamentarisch-reprä-
sentativen Demokratie Elemente radikaler, 
direkter Demokratie sind, daß also aktive und 
kritische Mitarbeit in den Parteien geeignet 
ist, den Gegensatz zwischen parlamentarisch-
repräsentativer Parteiendemokratie und radi-
kaler Demokratie dialektisch aufzuheben und 
auf diese Weise Demokratie optimal zu ver-
wirklichen und permanent zu erweitern.

Es ist die Aufgabe derjenigen, die die Par-
teiendemokratie gegen die radikale Kritik ver-
teidigen, anhand der politischen Praxis der 
Parteien nachzuweisen, daß Parteien nicht nur 
„Herrschaftsinstrumente oligarchischer Macht-
eliten" sind, sondern daß die kritische Mit-
arbeit der politisch interessierten Mitglieder 
die Oligarchisierungstendenzen der bürokrati-
schen Apparate zu überwinden vermag. Wol-
len die Anhänger der L1PO die junge Gene-
ration für die Mitarbeit in den Parteien ge-
winnen, dann müssen sie sich selbst den Be-
schwernissen einer solchen Mitarbeit ausset-
zen und nachweisen, daß Liberale nicht nur 
als einflußlose Aushängeschilder in den Par-
teien geduldet werden, sondern daß sie in der 
Lage sind, das geistige Klima und die innere 
Struktur in den Parteien zu ändern.

Darüber hinaus ist die innerparteiliche Demo-
kratie, die erst durch die kritische Mitarbeit 
der Mitglieder zu verwirklichen ist, durch ein 
neues Parteiengesetz rechtlich zu sichern. Ein 
solches Parteiengesetz müßte vor allem den 
Minderheiten Rechtsschutz gegen administra-
tive Maßnahmen der Vorstände gewähren und 
klarstellen, daß Parteien Institutionen des öf-
fentlichen Rechts sind und nicht Privateigen-
tum der jeweiligen Vorstände, die das Haus-
recht besitzen und nach Belieben jeden aus 
der Partei hinauswerfen können, der ihnen 
mißfällt oder ihre Machtposition in Frage stel-
len könnte.
Die Demokratisierung der inneren Strukturen 
der Parteien steht in engem Zusammenhang 
mit dem notwendigen politischen Kurswechsel, 
da ja die gegenwärtigen Mehrheitsflügel ge-
rade mit Hilfe hierarchischer Strukturen die-
sen Kurswechsel zu verhindern versuchen. 
Ausgangspunkt für diesen Kurswechsel ist die 
Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze und der 
DDR. Gelingt es den innerparteilichen Oppo-
sitionen, diese Einsicht in den Parteien durch-
zusetzen und damit die Grundlage für eine 

zielstrebige progressive Politik zu schaffen, 
hat sich nachträglich die publizistische Arbeit 
der LIPO als sinnvoll und erfolgreich erwiesen, 
obwohl sie jahrelang offensichtlich ohne poli-
tische Konsequenzen geblieben war. Die Kri-
tik an der sogenannten Wiedervereinigungs-
politik vermochte zwar nicht das Verhalten 
der Regierungen zu ändern; aber es ist ihr 
gelungen, die Meinung breiter Kreise der 
Bevölkerung zu ändern, so daß schon über 
50 °/o der Bevölkerung die Anerkennung der 
Oder-Neiße-Grenze und der DDR nicht mehr 
grundsätzlich ablehnen. Daher hat die LIPO 
eine unentbehrliche Voraussetzung für einen 
konsequenten politischen Kurswechsel ge-
schaffen, nämlich das Verständns der Bevöl-
kerung für eine neue Politik. In dem Maße, 
in dem es der LIPO gelingt, durch systemati-
sche Diskussionen die politische Sinnlosigkeit 
und Schädlichkeit der Nichtanerkennungspoli-
tik noch überzeugender nachzuweisen, vergrö-
ßert sie auch innerhalb der Parteien den Ein-
fluß jener Politiker, die ebenfalls nach neuen 
Wegen suchen, und hilft damit den innerpar-
teilichen Oppositionen, schneller die Mehrheit 
zu gewinnen.
Die Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze und 
der DDR ist auch der Ansatzpunkt für progres-
sive innenpolitische Veränderungen sowohl in 
der Bundesrepublik und in Westeuropa als 
auch in der DDR und in Osteuropa, und zwar 
für Veränderungen, die eine friedliche Über-
windung des Ost-West-Konfliktes durch Kon-
vergenz der beiden Systeme ermöglichen. Bis-
her hat dagegen gerade die Nichtanerken-
nungspolitik der Bundesrepublik den progres-
siven Tendenzen in Osteuropa geschadet, weil 
sie ja die Möglichkeit der Konvergenz absolut 
negiert und daher den Dogmatikern im Osten 
wichtige Argumente gegen die Anhänger der 
Liberalisierung liefert. Langfristig haben in 
Osteuropa die Kräfte, die sich für eine Syn-
these von Sozialismus und Freiheit einsetzen, 
nur dann eine Chance, wenn ihnen eine ent-
sprechende konvergierende Entwicklung aus 
Westeuropa entgegenkommt.
Gerade die junge Generation wäre für eine 
politische Konzeption zu gewinnen, die sich 
die friedliche Überwindung des Ost-West-Ge-
gensatzes durch progressive innenpolitische 
Veränderungen in Ost und West zum Ziel 
setzt; denn das moralische Engagement für die 
hungernden Völker der Dritten Welt ist nur 
materiell zu realisieren, wenn wir zunächst 
den Ost-West-Konflikt abbauen, der die Mittel 
verschlingt, die wir für eine wirksame Hilfe 
an die Dritte Welt brauchen.



Bruno Friedrich

Kritik als utopische Aktion

Eine Bestandsaufnahme der Protestbewegung 
im Jahre 1969 kann von dem Versuch der 
Studentenopposition ausgehen, die These einer 
notwendigen revolutionären Praxis als Vor-
bedingung einer grundlegenden Umgestaltung 
der Gesellschaft aufrechtzuerhalten. Für die-
sen Weg hat sich z. B. Dr. Reinhart Wolff 
(SDS) im Gespräch mit Professor Goldstücker 
(Die Zeit, Nr. 21/1969) entschieden. Die „be-
wußtseinsprivilegierte'' Schicht der Studenten 
(Wolff) wird zur revolutionsprivilegierten 
Schicht. Ihr Auftrag: Initiativfunktionen zu

Die

Als Herbert Marcuse im Juli 1967 im überfüll-
ten Auditorium maximum der Freien Universi-
tät, eingeladen vom AStA, zum Thema „Das 
Problem der Gewalt in der Opposition" sprach, 
gab er mit seinen Thesen vielen Studenten 
die Glaubensartikel eines Revolutions-Kate-
chismus. Marcuses Vortrag im Juli 1967 be-
wirkte den ersten Höhepunkt einer zugleich 
theoretischen und praktischen Solidarisierung 
aller Kräfte der Studentenopposition: Nie zu-
vor und niemals nachher haben AStA’s, politi-
sche Studentengruppen und die breite Masse 
der nichtorganisierten Studenten gemeinsam 
mit oppositionellen Professoren und anderen 
oppositionellen Gruppen einen so hohen Grad 
der theoretischen Übereinstimmung in der For -
mulierung des Zieles erreicht. Höhepunkte der 
praktischen Solidarisierung waren die Beiset-
zung Benno Ohnesorgs am 9. Juni 1967 und 
die Reaktion auf das Attentat gegen Rudi 
Dutschke am 11. April 1968. Dazwischen lag 
der Vortrag Marcuses.

Marcuse befriedigte zahlreiche Sehnsüchte der 
jungen Generation und lieferte einen Wort-
schatz, der es ermöglichte, gegenüber den Par-
teien, gegenüber jeder Art von Amtsautorität 
abgrundtiefe Verachtung theoretisch zu artiku-
lieren. Eine Verachtung, die in der These gip-
felt, daß dieses System der institutionalisier-
ten Herrschaft nur noch wert sei, zerstört zu 
werden. Alle, die diese Krise sichtbar machen, 
sind Angehörige einer bewußtseinsprivilegier-
ten Klasse. Ziel dieser Klasse ist die Krise des 
Systems. Die dabei möglicherweise notwen-

entfalten; das in der Bundesrepublik nachzu-
vollziehende Beispiel: Frankreich im Mai 1968. 
Um die revolutionäre Praxis zu retten, riskiert 
der SDS einen wachsenden Rationalverlust 
seiner Revolutionstheorie, ignoriert er seine 
wachsende Isolierung an den Hochschulen. Es 
gab in der Bundesrepublik für die Revolu-
tionstheorie zwei Höhepunkte der Verkündi-
gung. Sie müssen hier genannt werden — so-
zusagen als Kontrastfüllung für ein Röntgen-
bild der Protestbewegung im Jahr 1969.

Verkündigung der Revolutionsthese

dige Anwendung von Gewalt wird mit der 
These von der repressiven Toleranz begrün-
det, die soweit gefaßt ist, daß jede Gewalt-
anwendung gegen das System als Akt der 
Notwehr deklariert werden kann: „So steht 
die Opposition von Anfang an im Felde der 
Gewalt. Recht steht gegen Recht, nicht nur als 
abstrakte Versicherung, sondern als Aktion" 
(Marcuse). War der sinnlose Tod des von 
einem Polizeibeamten getöteten Benno Ohne-
sorg, war das von einem „bewußtseinsmani-
pulierten", „rechtsorientierten", fast noch 
Halbwüchsigen durchgeführte Attentat nicht 
die praktische Bestätigung der These Marcu-
ses, daß gegen die institutionalisierte Gewalt 
ein Widerstandsrecht der Opposition besteht?

Dies unterscheidet Marcuse von allen, die vor 
ihm als Soziologen, als liberale Publizisten, 
als Oppositionelle das bestehende Gesell-
schaftssystem kritisiert haben: Marcuse for-
dert die Aktion und gibt dafür eine theoreti-
sche Begründung. Der Aufruf Marcuses für die 
Aktion hatte missionarischen Charakter: 
Kampf für die Unterprivilegierten der Dritten 
Welt, der künftigen Massenbasis der Revolu-
tion. Marcuse erhob alle, die sich an der 
Aktion beteiligten, zur bewußtseinsprivile-
gierten Opposition und schuf die theoretische 
Voraussetzung dafür, daß auch die Sprößlinge 
reicher Eltern — den vom Konsum angekrän-
kelten Arbeiter der modernen Industriegesell-
schaft verachtend — sich als dem revolutionä-
ren Salz der Erde zugehörig empfinden konn-
ten. Das bei der jungen studentischen Gene-



ration der Bundesrepublik Deutschland weit 
mehr als anderswo vorhandene nationale Va-
kuum wurde ausgefüllt durch ein Angebot 
internationaler Solidarität von globaler Grö-
ßenordnung. Die Identifizierung mit der Drit-
ten Welt, mit Mao, mit Castro, mit Guevara, 
gibt die Chance, das Problem der nationalen 
Identität zu ignorieren.

Daß Marcuse die Krise des Systems als Ziel 
setzte, sich dagegen ausschwieg über die nach 
der Krise durchzusetzende neue Ordnung, 
schuf für die Oppositionellen verschiedenster 
Richtung die Möglichkeit, konfliktgeladene 
Diskussionen über die Ziele auszuklammern. 
Doch mußte die Solidarisierung enden, sobald 
Kräfte auftraten, die andere Ziele als nur die 
Krise des Systems anstrebten. Marcuses Ent-
scheidung für die Aktion als Nah- und Fern-
ziel zugleich — Aktion als auslösender Faktor 
der Krise — ist auch Ursache für den wachsen-
den Rationalverlust des militanten Flügels 
der Studentenopposition, der immer häufiger 
den unmittelbaren „Erfolg" einer Gewalt-
aktion, nicht aber ihren Sinn und ihr Ziel in 
den Mittelpunkt des revolutionären Kalküls 
rückt.

Zweiter Höhepunkt der revolutionären Pro-
phezeihung in der Bundesrepublik wurde am 
5. Mai 1968 ein Vortrag von Ernst Bloch. Das 
Geburtshaus von Marx erschien Bloch als der 
geeignete Ort, der 150. Geburtstag von Marx 
die richtige Stunde, neu zu vereinen oder wie-
derzuvereinigen, was in der Praxis sich be-
kämpft, aber doch den revolutionären Sozialis-
mus als gemeinsame Plattform hat. Zum ersten-
mal seit seiner Flucht aus Leipzig wieder ein 
eindeutiges Bekenntnis zum Sozialismus leni-

nistischer Prägung: „Ja, bis lange in Stalin hin-
ein war Marxismus einzig in der Sowjetunion 
zu Hause."

Das marxistische Ziel, Aufhebung des Proleta-
riats als Verwirklichung der Philosophie, be-
darf bei Bloch der Revolution. In den theore-
tischen Konsequenzen für die Praxis geht 
Ernst Bloch im Mai 1968 weiter als Marcuse. 
Bloch erweitert die von Marcuse vorgezeich-
nete revolutionäre Basis. Auf der gemeinsa-
men Plattform stehen Marx, Engels, Lenin, 
umgeben von Trotzki und Stalin, von Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht, von To-
gliatti und Bakunin; diese Plattform galt für 
die Jugoslawen, für den polnischen und unga-
rischen Frühling des Jahres 1956, für Berkely 
und die Neger Nordamerikas, für die Inder 
und die Indios, und jetzt fällt der tschechoslo-
wakische Frühling mit jung-revolutionären 
Bewegungen im Westen zusammen.

Die den Sozialismus durch Reformen anstre-
benden Sozialdemokraten übergießt Bloch mit 
Spott und Ironie, vorgetragen mit der traum-
haften Sicherheit eines Philosophen, der sich 
immer auf dem rechten Weg gewußt hat, der 
die Krisen der eigenen Theorie immer wieder 
durch krasse Anpassung an die neue Wirk-
lichkeit überwunden und dabei nie aufgehört 
hat, von konkreter Utopie zu sprechen. Blochs 
Vision der Einheit aller revolutionären Sozia-
listen ist eine große theoretische Leistung, de-
ren begrenzter Wert für die Praxis nach drei-
einhalb Monaten sichtbar wurde. Die Sowjets 
lehnten es ab, den von Bloch empfohlenen 
Fahrplan der Geschichte zu akzeptieren, sie 
verwandelten den Prager Frühling im August 
in die Konterrevolution von Prag.

Die Sterblichkeit der Revolutionsthese

Die außerparlamentarische Opposition hat den 
Versuch Ernst Blochs in Trier, allen revolutio-
nären sozialistischen Kräften eine gemeinsame 
Basis anzubieten, nie ernsthaft diskutiert. 
Blochs Kraft zur Theorie bewirkt nicht das 
Zusammenwirken der von ihm zitierten poli-
tischen Kräfte in der Aktion. Seine zündende 
Sprache ist kein Blitz, der auch die Aktion ent-
zündet. Als die Brüder Cohn-Bendit ihr Buch 
über die Mai-Juni-Revolution in Frankreich 
veröffentlichten, gaben sie ihm den Titel 
„Linksradikalismus — Gewaltkur gegen die 
Alterskrankheit des Kommunismus".

Herbert Marcuse hat Theorie und Aktion der 
außerparlamentarischen Opposition stärker 
beeinflußt als Ernst Bloch. Seine Beschränkung 
auf die Vorbereitung der Krise des Systems 
gab allen heterogenen Kräften der Opposition 
eine gemeinsame Basis für die Aktion. Mar-
cuse sprach in diesem Zusammenhang von 
einer notwendigen Aufklärungsarbeit unter 
der Bevölkerung: „Diese Aufklärungsarbeit 
ist eine entsetzlich mühsame, eine entsetzlich 
langsame, eine entsetzlich schwere." Die Pro-
phezeihung eines langen Weges zur Befreiung 
des Bewußtseins hat dazu geführt, daß der 



Einfluß Marcuses beim militanten Flügel der 
Studentenoppositon schwindet. Eine anarchi-
stische Minderheit erhofft sich von Gewalt-
aktionen mehr als von der Befreiung des Be-
wußtseins außerhalb der Studentenopposition. 
Die Diskussion über die Anwendung von Ge-
walt und den Sinn der Anwendung von Ge-
walt hat innerhalb der Studentenopposition zu 
Auseinandersetzungen geführt. Die Mehrheit 
plädiert für eine Neuorientierung in der Ziel-
setzung der Aktion. Das revolutionäre Fern-
ziel einer totalen Umstülpung der gesellschaft-
lichen Verhältnisse soll ersetzt werden durch 
reformistische Nahziele.

1968 schrieben Gabriel und Daniel Cohn-Ben-
dit über die Mai-Unruhen in Frankreich: 
„Frankreich hat bewiesen, daß eine revolutio-
näre Veränderung in einer hochindustrialisier-
ten Gesellschaft möglich ist." Als nach dem 
Referendum vom 27. April 1969 de Gaulle den 
Präsidentenstuhl verließ, verzichteten sowohl 
Kommunisten als auch Studenten auf die tra-
ditionelle Mai-Feier, um jeden revolutionären 
Windhauch anzuhalten — aus Angst, die Gaulli-
sten könnten davon profitieren. Kurz: Die Mai-
Erfahrungen des Jahres 1968 haben bei der 
französischen Linken das Gegenteil von dem 
bewirkt, was die Brüder Cohn-Bendit noch im 
Herbst erhofft hatten. Frankreich ist zu den 
klassischen Formen der demokratisch-parla-
mentarischen Auseinandersetzüng zurückge-
kehrt.

Die Sterblichkeit der Revolutionsthese ist in 
der Bundesrepublik gleichfalls evident. Der 
Fortschritt des SDS im Jahr 1969, verglichen 
mit den Positionen des Jahres 1967, besteht 
im Rückfall von der Revolte zum bloßen Auf-
ruhr— einer Haltung, die Sartre in seinem Bau-
delaire-Essay präzise beschrieben hat: „Der 
Revolutionär will die Welt ändern; er über-
holt sie in Richtung auf- die Zukunft, in Rich-
tung auf eine Wertskala, die er selbst erfindet. 

Der Aufrührer aber sorgt dafür, daß die Miß-
stände, unter denen er zu leiden hat, bestehen 
bleiben, damit er sich gegen sie auflehnen 
kann. Immer trägt er Elemente des schlechten 
Gewissens und eine Art Schuldgefühl mit sich 
herum. Er will weder zerstören noch überwin-
den, sondern sich gegen die Ordnung wenden. 
Je mehr er sie angreift, desto mehr achtet er 
sie insgeheim; die Gesetze, die er öffentlich 
anficht, bewahrt er tief in seinem Herzen: 
würden sie verschwinden, so verschwände mit 
ihnen auch seine Daseinsberechtigung." Fern 
jeder Diskussion um die Ziele der Revolte und 
um die künftigen Normen der Gesellschaft 
reduzieren die militanten Gruppen des SDS 
ihre Überlegungen auf den Erfolg von Aktio-
nen, deren Sinn von Außenstehenden kaum zu 
entziffern ist.

Sichtbarstes Zeichen eines einsetzenden Diffe-
renzierungsprozesses innerhalb der Studenten-
opposition in der Bundesrepublik Deutsch-
land ist der Streik der Ingenieurstudenten. Er 
setzt neue Maßstäbe. Sein Ziel ist nicht die 
revolutionäre Veränderung der gesellschaftli-
chen Verhältnisse, sondern ein begrenztes re-
formistisches Ziel: Aufwertung der eigenen 
Position innerhalb der bestehenden Gesell-
schaft. Ein durchaus gesellschaftskonformer 
Streik, in Ziel und Methode vergleichbar mit 
den Arbeitskämpfen in der Wirtschaftsgesell-
schaft. Für manche mag es neu sein, daß nun 
auch in der Bundesrepublik die Akademiker 
den Streik als das in einer Demokratie ange-
messene Mittel empfinden, gegen die Benach-
teiligung einer Gruppe wirksam zu protestie-
ren. Die wachsende Abhängigkeit des Berufs-
weges vom Bildungsweg gibt dem Protest ge-
gen Mängel des Bildungssystems den Rang 
einer logisch sich ergebenden Notwendigkeit. 
Es ist kein Zufall, daß ein Sprecher der IG Me-
tall für den Streik der Ingenieurstudenten eine 
Solidaritätserklärung abgab.

Die neue These: Revolution durch Aktionseinheit der Reformisten

Zwischen beiden Positionen innerhalb der Stu-
dentenopposition — dem sich revolutionär 
verstehenden Aktionismus des SDS und dem 
reformistisch orientierten Streik der Ingenieur-
studenten — gibt es den Versuch, das revolu-
tionäre Ziel durch eine reformistische Praxis 
zu retten. Die Arbeit Horst Heimanns kann 
diesen Überlegungen zugerechnet werden. 
Heimann sucht Gründe für das Scheitern der 
Protestbewegung und nennt die fehlende Ein-

heit von Theorie und Praxis. Die „liberale 
publizistische Opposition", Vorläufer der APO, 
habe nicht den Versuch unternommen, ihre als 
richtig erkannte politische Konzeption in die 
Praxis umzusetzen. Der Aktionismus der APO 
dagegen stehe unvermittelt neben der Theorie, 
was eine wechselseitige Qualitätsminderung 
von Aktion und Theorie bewirke. Um das re-
volutionäre Ziel zu retten, empfiehlt Heimann 
eine evolutionäre Praxis. Qualitative Ver-



änderungen sind nach Heimann revolutionär, 
doch seien diese qualitativen Veränderungen 
in der Industriegesellschaft nur auf evolutio-
närem Wege möglich. Dies meint, so folgert er, 
die dialektische Aufhebung des Gegensatzes 
von Revolution und Evolution.

Die Aktionseinheit der in den Parteien zwi-
schen den Mehrheitsflügeln vorhandenen in-
nerparteilichen Opposition mit der liberalen 
publizistischen Opposition und gleichzeitig 
mit der außerparlamentarischen Opposition 
sei wichtiger als neue Mehrheitsverhältnisse 
im Parlament. Für künftige politische Ver-
änderungen sei es daher ziemlich unwichtig, 
welche Partei bei den kommenden Wahlen 
die ■ Mehrheit gewinnen werde. Entscheidend 
sei vielmehr, welche Flügel innerhalb der drei 
für die Regierungsbildung relevanten Parteien 
die Mehrheit gewinnen würden.

Heimanns Beweisführung enthält zahlreiche 
Feststellungen, Einschätzungen, Behauptun-
gen, auch Vorurteile, die von ihm als a priori 
gültige Urteile eingeführt werden, Urteile und 
Begriffe, die abzuklopfen, auch aufzulösen 
sind, will man nicht aneinander vorbeireden. 
Wer ist denn „die APO"? Wer „die Parteien", 
wer „die junge Generation"? Wieso ist die 
junge Generaton „das stärkste demokratische 
Potential in unserer Gesellschaft?"
Kann das Urteil gewagt werden, daß die Op-
positionsfaktoren der publizistischen und 
außerparlamentarischen Opposition, wenn sie 
sich nur mit den innerparteilichen Oppositio-
nen verbinden, eine höhere Qualität erlangen? 
Wer dies behauptet — Heimann geht davon 
aus —, ohne die konkrete politische Position 
der innerparteilichen Opposition zu prüfen, 
dem geht es nicht um die kritische Überprüfung 
des politischen Ziels der Opposition, sondern 
um eine bloße verbesserte Aktionsfähigkeit, 
die es ermöglichen soll, das ursprüngliche Ziel 
doch noch erreichen, das heißt, die Quali-
tätsverbesserung ist reduziert zugunsten der 
Verbesserung der Aktionsfähigkeit. Durch die 
konstante Weigerung, das revolutionäre Ziel 
kritisch zu überprüfen, dagegen von einer Wei-
terung der Aktionsbasis alles zu erhoffen, 
endet die Kritik als utopische Aktion — und 
dies um so sicherer, je öfter die kritische Ana-
lyse der vorhandenen konkreten Bedingungen 
ersetzt wird durch die Einführung alles abdek-
kender Leerformeln.
Um konkret zu werden: Weder hat bis heute 
der Arbeitnehmerflügel der CDU erklärt, daß 
er in der Mitbestimmungsfrage für die Vorlage 
der Sozialdemokraten stimmen werde, noch 

haben sich die Hoffnungen derer erfüllt, die 
meinten, der SPD-Bezirk Hessen-Süd werde in 
der Deutschlandpolitik die Position der APO 
übernehmen. Diese beiden Beispiele aus CDU 
und SPD sind aber zwei der wenigen Beispiele, 
aus denen sich die Hoffnung eines Zusammen-
wirkens von innerparteilichen Minderheiten 
und außerparlamentarischer Opposition ablei-
ten ließe. Die Parteien werden als freischwe-
bende wertfreie Gebilde, unter sich jederzeit 
austauschbar, also als bloße Herrschaftsstruk-
turen ohne Bindung an bestimmte soziale 
Gruppen behandelt: als ob die Bundesrepublik 
ein Entwicklungsland wäre, dessen politische 
Strukturen der Formung durch jede beliebige 
Kraft offen daliegen. Es wird nicht genügend 
berücksichtigt, daß im Parteiensystem der Bun-
desrepublik jede innerparteiliche Opposition 
sich der Mehrheit der eigenen Partei enger ver-
bunden fühlt als der innerparteilichen Opposi-
tion der Gegenpartei.

Wer apodiktisch feststellt: „Gegenwärtig ha-
ben die politischen Kräfte, die in den entschei-
denden Institutionen der Parteiendemokratie 
über die Mehrheit verfügen, weitgehend den 
Gedanken aufgegeben, die Gesellschaft be-
wußt im Interesse fortschreitender Emanzipa-
tion zu verändern", — wer einen so umfas-
senden Vorwurf gegenüber der gesamten poli-
tischen Führung, die zugleich politische Reprä-
sentanz der großen gesellschaftlichen Gruppen 
ist, ausspricht, muß diesen Vorwurf näher be-
gründen; denn Heimann fällt hier Urteile, 
setzt, indem er „die Parteien" als in sich nicht 
unterscheidbare Gruppierungen einführt, neue 
Fundamentalpositionen, die in ihrer übergrei-
fenden Totalität die zum Teil überwundenen, 
zum Teil noch gültigen Weltanschauungsposi-
tionen nationalistischer, religiöser oder sozia-
listischer Prägung weit überbieten. Doch nur 
verbal, da eine den von der APO eingeführ-
ten ideologischen Begriffen und ihrem totalen 
Anspruch adäquate Gesellschaft nicht vorhan-
den ist. Und dies ist wohl auch die wichtigste 
Ursache des Scheiterns der APO.

Der Ausfall der konkreten Bedingungen in der 
Analyse — Bedingungen, unter denen z. B. 
die gesellschaftlichen Gruppen existieren, oder 
die Fähigkeit, die Funktion der Institution vor-
urteilslos zu prüfen — produziert Fehlurteile: 
Man vermißt bei Heimann einen Hinweis auf 
die technologischen Probleme der Gesellschaft. 
Nicht gesehen wird die Konsumgesellschaft, 
obwohl Konsumwünsche und Konsumangebot 
das Wählerverhalten, also die Machtvertei-
lung im Staat, wesentlich mitbestimmen. Nicht 



gesehen werden die gesellschaftlichen Grup-
pen und die einflußreichen Interessengruppen: 
Gewerkschaften, Kirchen, Arbeitgeberverbän-
de, Landwirtschaft. Nicht gesehen wird das 
Problem der nationalen Identität und Indivi-
dualität, obwohl feststeht, daß noch über Jahr-
zehnte hinweg das nationale Selbstverständnis 
der einzelnen Staaten und Völker die inter-
nationalen Beziehungen entscheidend prägen 
wird. Es ist ein Irrtum zu meinen, die Gesell-
schaft könne am ehesten von denen revolutio-
när verändert werden, die sich vor anderen 
fähig fühlen, die Bedingungen des politischen 
Zusammenlebens nicht zur Kenntnis zu neh-
men.

Es ist sicher richtig, daß die liberale publizisti-
sche Opposition nicht den Versuch unternom-
men hat, ihre „als richtig erkannte Konzeption 
in die Praxis umzusetzen". Hier wird der libe-
ralen Publizistik eine Aufgabe zugemessen, 
die sie nicht erfüllen kann, ja, die ihrem 
Selbstverständnis zutiefst widerspricht.

Die „politische Praxis" des Publizisten ist das 
geschriebene Wort. Das Wort ist ihm Waffe, 
er begnügt sich, Aktionen auszulösen. Dem 
liberalen Publizisten mag der Gedanke schmei-
cheln, durch sein Wort die Spontaneität der 
Aktion bewirkt zu haben. Aber er verachtet 

die Organisationspraxis der Aktion als Büro-
kratie, denn der moderne Pilatus wäscht seine 
Hände in Tinte und bleibt liberal. Die liberale 
Publizistik, dieser Nachweis kann unschwer 
erbracht werden, war und ist häufig Träger 
des in der Bundesrepublik weit verbreiteten 
Antiparteienaffektes: Ehrenamtliche Partei-
funktionäre, die sich ohne jede Aussicht auf 
eine Pfründe für die Demokratie engagieren, 
werden von ihr weit hämischer behandelt als 
hochbezahlte Lobbyisten.

Liberale publizistische Opposition und außer-
parlamentarische Opposition haben gemein-
sam, daß sie die Wirkung des Wortes in der 
technologischen Gesellschaft überschätzen. Der 
Glaube an die Wirkung des Wortes als Waffe 
entfaltete sich in den Aktionen der APO zum 
Glauben an die durch das revolutionär getönte 
Wort kurzfristig auszulösende revolutionäre 
Spontaneität der Massen. Immer wieder wer-
den die Mai-Ereignisse in Frankreich beschwo-
ren. Ein verspäteter Luxemburgismus, der 
meint, man könne sich die Analysen des Schei-
terns der Räterevolution am Ende des Ersten 
Weltkrieges dadurch ersparen, daß man kur-
zerhand die Sozialdemokraten als Arbeiter-
verräter deklariert, ist ein Klischee, das des 
Vorzuges ermangelt, neu zu sein.

Statt neuer Thesen: realistisches Engagement für die Reform

Der Hartnäckigkeit, mit der von der außerpar-
lamentarischen Opposition konkrete Sozial-
strukturen und konkrete Machtverhältnisse 
unserer Gesellschaft, dazu Bedingungen des 
Zusammenlebens der Völker und Staaten igno-
riert werden, entspricht nur noch die faszinie-
rende Wirkung des Wortes Revolution, dem 
man sich nicht minder unkritisch ausliefert. 
Sicherlich ist die faszinierende Wirkung des 
Wortes Revolution in Deutschland mit darauf 
zurückzuführen, daß die Deutschen im Gegen-
satz zu anderen Völkern eine geglückte Revo-
lution nicht vorweisen können, vielleicht dar-
auf zurückzuführen, daß man in der Bundes-
republik die Geburt der ersten deutschen Re-
publik behandelt hat wie einen Fehltritt der 
Nation. Doch wird die Faszination der Wir-
kung des Wortes Revolution auf die Dauer 
die Diskussion um eine mögliche Einheit von 
Theorie und Praxis der Reform nicht verdrän-
gen können. Der Schritt von der revolutionä-
ren Theorie zur reformistischen Praxis wird 
in der Regel rasch vollzogen, wenn die Macht-

verhältnisse das revolutionäre Ziel in die 
Ferne rücken. Die Reform als Nahziel wird 
leichter akzeptiert, wenn das Nahziel den 
Glauben an das revolutionäre Endziel nicht 
ausschließt. Dagegen ist der Schritt von der 
reformistischen Praxis zur Theorie der Reform 
vielen, die zwar die Reform praktizieren, aber 
des Glaubens an die Revolution nicht entraten 
wollen, purer Verrat.

Noch versperrt das Starren auf das Ziel einer 
revolutionären Emanzipation der jungen Ge-
neration den Blick auf Aktionen, die eine fort-
schreitende Emanzipation des Menschen durch 
Reformen zu bewirken imstande sind. Was 
die junge Generation von der älteren unter-
scheidet, ist aber nicht primär das Bedürfnis 
nach Revolution, sondern nach mehr Aktion 
und Beteiligung. Die Frage muß gestellt wer-
den, ob als politisches Wohlverhalten mißver-
standene politische Passivität in der Bundes-
republik bei den Trägern der Staatsautorität 
so hoch in Kurs geriet, daß der erste laute 



Schrei einer Studentenopposition nach Aktion 
als systemgefährdende Revolution empfunden 
werden konnte. Ist die Öffentlichkeit wirklich 
willens zu unterscheiden zwischen Aktionen, 
die eine Reform anstreben, und Aktionen re-
volutionärer Zielsetzung? Sind nicht alle, die 
innerhalb der Studentenopposition für die Re-
form demonstrieren, letzten Endes zur Resi-
gnation verdammt, weil zur Reform unfähige 
Politiker und eine zur Differenzierung zwi-
schen Revolution und aktivem Reformwillen 
unfähig gewordene Öffentlichkeit den Wunsch 
nach Reform als Hang zur Revolution diskre-
ditieren und jeden Protest am liebsten durch 
neue Rechtsmittel zum Schutze der Staatsauto-
rität beantworten?

Die Parteien, die in Diskussionen mit der jun-
gen Generation nur zu gern ihren Reformeifer 
hervorheben, sollten, wenn sie sich schon als 
politische Integrationsfaktoren der Gesell-
schaft verstehen, endlich zugeben, daß eine 
Reform der Gesellschaft auch die innere Re-
form der Parteien zur Voraussetzung hat. 
Wann beginnt diese Parteienreform?

Heimann bietet einen durchaus realistischen 
Ansatz, wenn er dazu auffordert, das anstren-
gende organisatorische Engagement in den 
Parteien zu akzeptieren, damit auch das gei-
stige Engagement die Parteienwirklichkeit 
mehr bestimmen kann als bisher. Die Parteien 
sollten einer Generation entgegenkommen, die 
im Jahre 1969 dem demokratischen Dialog in 
ihrer Mehrheit durchaus offen ist. Die Krise 
der Revolutionstheorie, das Scheitern der re-
volutionär verstandenen Aktionen der Stu-
dentenopposition, gibt der demokratischen Ak-
tion eine Chance. Doch bedeutet demokrati-
sche Aktion nicht das Aufzeigen eines Ziels 
durch eine vorgegebene demokratische Staats-
autorität. Die fortschreitende Demokratisie-
rung der Gesellschaft kann nicht als obrig-
keitsstaatliche Aktion durch die Staatsautori-
tät verordnet werden. Demokratische Aktion 
als Angebot an die junge Generation hat zur 
Voraussetzung die Teilhabe aller bei der For-
mulierung der konkreten Reformziele. Die 
Teilhabe aller bezeichnen manche als Utopie. 
Sie wäre weniger Utopie, hätten wir den Mut, 
unser Bildungssystem entschiedener und ent-
schlossener zu reformieren.

Es genügt nicht, die Zukunft technologisch 
zu projektieren. Eine Gesellschaft, deren Stolz 
es ist, alljährlich ein Dutzend neuer Auto-
modelle zu konsumieren, die dazu neigt, die 
Freiheit des Gaspedals auf der Landstraße 
hoch einzuschätzen, sollte den Ehrgeiz haben, 
auch den Fortschritt der demokratischen Insti-
tutionen zu projektieren. Dabei geht es um 
den ständigen Konflikt von Organisation und 
Demokratie, von Institution und Demokratie. 
Nicht die Beseitigung der Institutionen führt 
zu mehr Freiheit, zu mehr Gerechtigkeit, viel-
mehr gibt die Demokratisierung der Institution 
der Freiheit und Gerechtigkeit eine Chance. 
Auch die Reform bedarf der Aktion: Das heißt, 
Reformen gibt es nur, wenn die zu ihrer Durch-
führung erforderliche Macht organisiert wird. 
Der Beitrag Heimanns ist ein sichtbares Zei-
chen dafür, daß die Krise der Revolutions-
theorie, daß die Krise der Praxis der APO eine 
Hinwendung zur Parteiendemokratie bewirkt. 
Das dabei von Heimann propagierte Bündnis 
der liberalen publizistischen Opposition und 
der außerparlamentarischen Opposition mit 
der innerparteilichen Opposition ist, so unbe-
quem den Parteien die dadurch entstehenden 
innerparteilichen Konflikte auch sein mögen, 
letzten Endes eine Entscheidung für die Par-
teiendemokratie. Diese Grundsatzentscheidung 
für die Parteiendemokratie ist wichtiger als 
die noch vorhandene Fehleinschätzung der 
innerparteilichen Entscheidungspraxis. Eine 
sich parteipolitisch engagierende junge Gene-
ration würde bald herausfinden, daß die inner-
parteilichen Strukturen der Parteien der Bun-
desrepublik weit weniger verkrustet sind, als 
ihre im Antiparteienaffekt verharrenden Kriti-
ker vermuten.
Eine diese Parteienwirklichkeit begreifende 
und zur Reform der Gesellschaft entschlossene 
junge Generation könnte rasch auf die Ent-
wicklung der inneren Strukturen der Bundes-
republik, auf ihr Verhältnis zur DDR, auf die 
Beziehungen zu unseren Nachbarn und auf 
die Beziehungen zu den Staaten der Dritten 
Welt Einfluß nehmen, wobei dieser jungen 
Generation die Erfahrung nicht vorenthalten 
werden wird, daß der Gewinn der Mehrheit, 
sowohl im Parlament als auch in den Parteien, 
sehr häufig abhängig ist von der Fähigkeit 
zum demokratischen Kompromiß.
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